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Zusammenfassung 

Z-1 Ausgangslage und Vorgehen 

Im Kanton Zürich werden die Anreizinstrumente gemäss SKOS-Richtlinien bei der Be-

rechnung des Sozialhilfeanspruchs nicht berücksichtigt. Der resultierende Schwellenef-

fekt führt dazu, dass sich zusätzliche Erwerbsarbeit in einem bestimmten Einkommens-

spektrum nicht lohnt und gewisse Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe gegenüber Haus-

halten mit Sozialhilfe benachteiligt sind. Aufgrund der festgestellten Fehlanreize werden 

die Anreizinstrumente in den aktuellen Diskussionen teilweise in Frage gestellt. 

Auf eine Umsetzung von Massnahmen zur Beseitigung der Fehlanreize im Sozialhilfetarif 

wurde bisher seitens der Kantonsregierung unter Verweis auf erwartete Mehrausgaben 

verzichtet. Angesichts verschiedener offener Vorstösse und Fragen im kantonalen Par-

lament stellte der zuständige Regierungsrat jedoch per März 2015 einen Zusatzbericht in 

Aussicht, der Lösungen zur Senkung des Schwelleneffekts erarbeiten soll, die keine 

Mehrkosten zur Folge haben.  

Der vorliegende Bericht dient als Grundlage für die vom Regierungsrat auszuarbeitende 

Vorlage. Er widmet sich verschiedenen Varianten einer Tarifanpassung, welche zu einer 

Beseitigung der Fehlanreize beitragen sollen, und zeigt ihre Auswirkungen im Vergleich 

zum heutigen Sozialhilfetarif auf. Aufgrund der im Kantonsrat vorgebrachten Fragen wur-

den fünf Varianten der Tarifanpassung einer vertieften Prüfung unterzogen und im Ver-

gleich zum heutigen Sozialhilfetarif beurteilt:  

Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs 

Bezeichnung Variante Umschreibung 

Reduktion EFB 

400 ohne Anrechnung Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 400 CHF/Mt. 

500 ohne Anrechnung Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 500 CHF/Mt. 

Reduktion Ansätze der Anreizinstrumente in Kombination mit Beseitigung Austrittsschwelle  

400 mit Anrechnung 
Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 400 CHF/Mt. in Kombination mit der Anrech-

nung des auf 400 CHF/Mt. (reduzierten) EFB bei Austritt aus Sozialhilfe 

500 mit Anrechnung 
Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 500 CHF/Mt. in Kombination mit der Anrech-

nung des auf 500 CHF/Mt. (reduzierten) EFB bei Austritt aus Sozialhilfe 

Degressive Anwendung EFB 

600 degressiv 
Degressive Anrechnung des EFB mit 9 Mte. = 100%, 12 Mte. = 75%, 18 Mte. = 35%, dann 

keine Anrechnung 

Tabelle Z-1: Geprüfte Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs 

Im Vordergrund standen insbesondere die Beurteilung des Beitrags der einzelnen Varian-

ten zur Beseitigung der Fehlanreize sowie die Abschätzung ihrer Kostenfolgen für die 

Sozialhilfe. Basis bildeten eigene Modellrechnungen sowie Auswertungen der BFS-

Sozialhilfestatistik und der kantonalen Steuerkomponentenstatistik.  Ergänzend wurden 

der Wissensstand zur Wirksamkeit von finanziellen Anreizen in der Sozialhilfe aufgear-

beitet und ein explorativer Kantonsvergleich durchgeführt. 
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Z-2 Wirksamkeit von finanziellen Anreizen 

Die Auswirkungen der Ausgestaltung der Sozialhilfeleistung und insbesondere der Anrei-

zinstrumente sind bisher wenig erforscht. In Studien zur Arbeitslosentschädigung findet 

sich Evidenz dafür, dass die Entschädigungshöhe und der Entschädigungszeitraum ge-

meinsam mit verschiedenen anderen Faktoren das Arbeitssuchverhalten von Leistungs-

beziehenden beeinflussen. Grundsätzlich besteht somit Grund zur Annahme, dass finan-

zielle Anreize in sozialen Unterstützungsleistungen, sofern sie von den Betroffenen als 

relevant wahrgenommen werden, wirken. Gleiches gilt für Fehlanreize in den Anreizin-

strumenten. Auch in der Sozialhilfe dürfte zumindest ein Teil der Beziehenden auf finan-

zielle Anreize reagieren und ihr Handeln auf gesetzte Anreize ausrichten. 

Ergebnisse des explorativen Kantonsvergleichs sprechen dafür, dass die Berücksichti-

gung des EFB beim Ein- und Austritt aus der Sozialhilfe Erwerbstätigkeit fördert. Aussa-

gen zur optimalen Höhe von Einkommensfreibeträgen in der Sozialhilfe sind auf Basis 

der durchgeführten Analysen hingegen nicht möglich. Die heute bestehenden Unter-

schiede in der EFB-Höhe zwischen den Kantonen (100 bis 200 CHF/Mt.) scheinen mit 

Blick auf verschiedene aggregierte Kenngrössen zur Sozialhilfe tendenziell keine grossen 

Auswirkungen zu haben. Entscheidend dürfte vor allem sein, ob die betroffenen Sozialhil-

febeziehenden den EFB als finanziell relevant wahrnehmen. Um das individuelle Verhal-

ten angesichts unterschiedlicher Ausgestaltungen des EFB abschätzen zu können, sind 

jedoch weitergehende Analysen erforderlich. 

Generell ist zu berücksichtigen, dass finanzielle Anreize nur bei jenen Personen eine 

Wirkung zeigen können, welche aufgrund ihrer persönlichen Situation in der Lage sind, 

die Höhe ihres Erwerbseinkommens zumindest teilweise zu beeinflussen. Bei mindestens 

60% aller Unterstützungseinheiten im Kanton Zürich ist die Aufnahme oder  Ausdehnung 

von Erwerbsarbeit aus unterschiedlichen Gründen (z.B. Gesundheit, Betreuungspflichten) 

ausgeschlossen. Die betreffenden Sozialhilfebeziehenden können durch Massnahmen im 

Bereich der Anreizinstrumente nicht erreicht werden. 

Z-3 Wichtigste Auswirkungen der geprüften Varianten 

Mit Blick auf die vom Regierungsrat eingeforderten Lösungen zur Senkung des Schwel-

leneffekts, die keine Mehrkosten verursachen, sind zu den einzelnen Varianten einer 

Tarifanpassung vor allem ihr Beitrag zur Beseitigung der Fehlanreize sowie mögliche 

Mehrkosten für die Sozialhilfe von Interesse. Die entsprechenden Auswirkungen der ge-

prüften Tarifvarianten sind wie folgt zu bilanzieren:  

— Fehlanreize: Die im heutigen Sozialhilfetarif durch den EFB verursachten Fehlanreize 

lassen sich mit allen geprüften Varianten einer Tarifanpassung vermindern, wenn 

auch nicht in sämtlichen Dimensionen vollumfänglich beseitigen.  

– Schwelle: Alle geprüften Varianten einer Tarifanpassung führen im Vergleich zu 

heute zumindest zu einer Reduktion des Schwelleneffekts, wobei diese Reduktion 

bei Varianten ohne Anrechnung umso grösser ausfällt, je tiefer der maximale EFB 
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angesetzt wird. Tarifvarianten mit einer zeitlich unbefristeten Anrechnung des 

EFB erlauben gar eine vollständige Elimination der Schwelle und damit eine Be-

seitigung des Schwelleneffekts.  

– Benachteiligte: Sämtliche geprüfte Varianten einer Tarifanpassung bewirken im 

Vergleich zum heutigen Sozialhilfetarif eine Reduktion der Anzahl Benachteiligter 

ausserhalb der Sozialhilfe, wobei die Anzahl Benachteiligter dann am geringsten 

ist, wenn der EFB tief angesetzt und angerechnet wird. Vollständig aufgehoben 

werden könnte die Benachteiligung von Working Poor-Haushalten ausserhalb der 

Sozialhilfe jedoch nur durch die Anrechnung des EFB beim Eintritt bzw. durch die 

Elimination der Eintrittsschwelle. 

– Anreizlimitierte: Eine Anrechnung des EFB wirkt sich positiv auf die Anreizlimitie-

rung aus: Bei Varianten mit einer zeitlich unbefristeten Anrechnung des EFB bei 

Austritt lassen sich Anreizlimitierte im Gegensatz zu heute vermeiden. Wird der 

EFB degressiv angerechnet, bleibt die Anzahl Anreizlimitierte zwar gleich wie 

heute, senkt sich aber das Niveau der Anreizlimitierung. Bei den geprüften Var i-

anten ohne Anrechnung verändert sich die Anzahl Anreizlimitierte verglichen mit 

dem heute geltenden Tarif nicht. 

— Mehrkosten: Sämtliche geprüfte Varianten einer Tarifanpassung bergen ein Risiko zu 

teilweise erheblichem finanziellem Mehraufwand für die Sozialhilfe. Dabei gilt: Je ti e-

fer der maximale EFB angesetzt wird, desto umfangreichere Mehrkosten können für 

die Sozialhilfe unter Umständen resultieren. Von Mehraufwand für die Sozialhilfe ist 

insbesondere dann auszugehen, wenn eine Absenkung des heute auf 600 CHF/Mt. 

pro Person und Monat festgelegten maximalen EFB in grösserem Ausmass zu einer 

Abnahme der Erwerbstätigkeit der Sozialhilfebeziehenden führen würde. Ist letzteres 

hingegen nicht oder nur in geringem Masse der Fall, können – mit Ausnahme der Ta-

rifvariante «600 degressiv» – aus allen geprüften Varianten einer Tarifanpassung un-

ter Umständen auch Einsparungen für die Sozialhilfe resultieren. 

Insgesamt lässt sich konstatieren, dass gerade diejenigen Varianten einer Tarifanpas-

sung, die betreffend Beseitigung der Fehlanreize besonders wirksam sind, ein Risiko zu 

hohen Mehrkosten für die Sozialhilfe bergen. Tritt der schlechteste angenommene Fall 

ein und reduziert ein massgeblicher Anteil der heute erwerbstätigen Sozialhilfebeziehen-

den das Erwerbspensum, kann je nach Variante finanzieller Mehraufwand von bis zu  

9.5 Mio. CHF/a entstehen (vgl. Tabelle Z-2). Es bleibt jedoch im Hinblick auf Aussagen 

zu den Kostenfolgen der einzelnen Varianten ein grosser Unsicherheitsbereich bestehen.  

Von allen geprüften Varianten die grösste Wirksamkeit betreffend Beseitigung der Feh l-

anreize entfalten die beiden Varianten mit einem EFB von 400 CHF/Mt. bzw. 500 

CHF/Mt. und Anrechnung beim Austritt aus der Sozialhilfe. Dabei reduziert sich die An-

zahl benachteiligte Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe bei der Variante  mit einem EFB 

von 400 CHF/Mt. im Vergleich zum heutigen Tarif stärker als bei einem EFB von  

500 CHF/Mt. 
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 400  

ohne  

Anrechnung 

500  

ohne  

Anrechnung 

400  

mit  

Anrechnung 

500  

mit  

Anrechnung 

600  

degressiv 

Beseitigung Fehlanreize im Sozialhilfetarif 

Reduktion Schwelle + + ++ ++ (+) 

Reduktion Anreizlimitierte keine keine ++ ++ (+) 

Reduktion Benachteiligte ++ + ++ + (+) 

Kostenfolgen für Sozialhilfe [Mio. CHF/a] 

Mehrkosten, falls Eintreten 

Worst-Case 

8.5 3.9 8.4 bis 9.5 4.1 bis 5.7 0.1 bis 0.7 

Mehr-/Minderausgaben, falls 

keine Verhaltensänderung 

-8.5 -4.2 -8.2 bis -7.2 -4.0 bis -2.4 0.1 bis 0.6 

Tabelle Z-2: Auswirkungen der geprüften Varianten einer Tarifanpassung im Vergleich zum heutigen Tarif  

Die Schwierigkeit bei der Abschätzung der Mehrkosten der einzelnen Varianten besteht 

darin, dass Änderungen des Erwerbsverhaltens, die infolge der Anpassungen des EFB 

bei den Sozialhilfebeziehenden zu verzeichnen sind, angesichts des heutigen Wissens-

standes nicht näher abgeschätzt werden können. Treten keine Verhaltensänderungen 

auf, führen alle geprüften Varianten, welche eine Senkung des EFB vorsehen, tendenziell 

zu Kosteneinsparungen für die Sozialhilfe. Geht hingegen die Erwerbstätigkeit in der So-

zialhilfe durch die Senkung des EFB zurück, besteht bei den meisten Varianten einer 

Tarifanpassung das Risiko von erheblichen Mehrkosten. Wie wahrscheinlich und in wel-

chem Umfang bei den erwerbstätigen Sozialhilfebeziehenden eine Verhaltensänderung 

eintritt, lässt sich auf Basis der existierenden Informationsgrundlagen nicht beurteilen.  

Z-4 Empfehlungen 

Die durchgeführte Prüfung verschiedener Tarifvarianten zeigt, dass sich die Zielsetzun-

gen einer Beseitigung der Fehlanreize und einer Verhinderung von negativen Kostenfo l-

gen für die Sozialhilfe gegenseitig ausschliessen bzw. bei keiner Variante die Entstehung 

von Mehrkosten vollständig ausgeschlossen werden kann. Sämtliche geprüften Varianten 

für Tarifanpassungen besitzen bzgl. Fehlanreize und Mehrkosten Vor- und Nachteile, die 

– abhängig von politischen Zielsetzungen – unterschiedlich gewichtet werden können.  

In den aktuellen Zielsetzungen der Regierung kommt der Verhinderung von finanziel lem 

Mehraufwand für die Sozialhilfe ein hoher Stellenwert zu. Sollen Mehrkosten für die So-

zialhilfe gemäss den Vorgaben der Regierung vermieden werden, steht ausgehend von 

den durchgeführten Analysen eine Beibehaltung des heutigen Tarifs mit einem maxima-

len EFB von 600 CHF/Mt. ohne Anrechnung im Vordergrund. Damit bleiben die existie-

renden Fehlanreize bestehen, kann aber angesichts der Unwägbarkeiten betreffend das 

künftige Verhalten der Sozialhilfebeziehenden verhindert werden, dass für die Sozialhilfe 

eine unter Umständen grosse finanzielle Mehrbelastung entsteht. 

Empfehlung 1: Unter der Vorgabe, dass Mehrkosten für die Sozialhilfe prinzipiell zu 

vermeiden sind, empfehlen wir, den heutigen Sozialhilfetarif vorläufig beizubehalten.  
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Die Variante mit einer degressiven Anwendung des EFB birgt zwar im Vergleich zum 

heute geltenden Tarif ebenfalls nur ein geringes finanzielles Risiko und leistet zumindest 

einen Teilbeitrag zur Eliminierung der Fehlanreize. Die Praktikabilität dieser Variante gilt 

jedoch als fraglich. Offen ist auch ihre Vereinbarkeit mit den SKOS-Richtlinien, die noch 

im Detail geprüft werden soll. Ausschliessen lassen sich zudem Tarifvarianten ohne An-

rechnung, aber mit einer Senkung des maximalen EFB. Wie die Varianten mit Anrech-

nung bergen auch diese Varianten einer Tarifanpassung das Risiko umfangreicher Mehr-

kosten für die Sozialhilfe. Ihr Beitrag an die Eliminierung der bestehenden Fehlanreize 

fällt jedoch im Vergleich zur jeweiligen Variante mit Anrechnung und gleich hohem max i-

malem EFB deutlich geringer aus. 

Inwiefern die Tarifvarianten mit einer unbeschränkten Anrechnung des EFB in Kombina-

tion mit einer Senkung von dessen maximalem Betrag tatsächlich zu Mehrkosten für die 

Sozialhilfe führen, hängt insbesondere davon ab, ob Erwerbsarbeit durch die Senkung 

des EFB auf maximal 400 CHF/Mt. resp. 500 CHF/Mt. so stark an Attraktivität verliert, 

dass die Sozialhilfebeziehenden zukünftig im geringeren Umfang erwerbstätig sind als 

bisher. Dies lässt sich auf Basis der zurzeit vorliegenden Grundlagen nicht beurteilen. 

Nötig sind vor allem weitergehende Hinweise dazu, inwiefern auch ein maximaler EFB 

von 400 CHF/Mt. oder 500 CHF/Mt. die erwünschten Anreize betreffend Erwerbsarbeits-

integration setzt. 

Empfehlung 2: Wir empfehlen, die  Tarifvarianten, welche eine Anrechnung in Kombina-

tion mit einer Senkung des EFB vorsehen, vor dem Hintergrund der Resultate der aktuell 

laufenden Studien der SKOS und des BFS zu den Anreizelementen und zur Höhe des 

Grundbedarfs in der Sozialhilfe erneut zu beurteilen. 

Die im Rahmen der vorliegenden Studie durchgeführten Analysen beschränken sich auf 

Tarifanpassungen mit Blick auf den EFB. Neben dem EFB existiert eine Reihe von weite-

ren Elementen im Sozialhilfetarif, welche ebenfalls Fehlanreize bewirken. In Unterstüt-

zungseinheiten mit erwerbstätigen und nicht-erwerbstätigen Personen vermindern IZU 

und MIZ den Anreiz für zusätzliche Erwerbsarbeit bei bereits Erwerbstätigen, da sie nicht 

an die Anspruchsgrenze angerechnet werden. Wird eine Anpassung des Sozialhil fetarifs 

zwecks Eliminierung der Fehlanreize aufgrund der neuen, fundierteren Informations-

grundlagen zu einem späteren Zeitpunkt erneut geprüft, lohnt es sich, im Sinne einer 

umfassenden Beseitigung der Fehlanreize auch IZU und MIZ einzubeziehen.  

Empfehlung 3: Wir empfehlen, im Rahmen einer späteren Tarifanpassung auch der Be-

seitigung der durch IZU und MIZ verursachten Fehlanreize Beachtung zu schenken.  
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1 Einleitung 

1.1 Ausganglage und Ziele  

Die Beseitigung von Fehlanreizen im kantonalen Steuer- und Sozialsystem gehört zu den 

Legislaturzielen des Zürcher Regierungsrates. Auf der Basis einer umfassenden Studie 

von econcept AG1 mit Massnahmenvorschlägen zur Beseitigung der festgestellten Fehl-

anreize wurden seit 2010 in verschiedenen Teilsystemen Massnahmen angegangen und 

teilweise bereits umgesetzt. Der Stand der Umsetzung von Massnahmen in sämtlichen 

Teilsystemen wurde per Ende März 2012 überprüft und in einem Bericht, der vom Regie-

rungsrat am 21. November 2012 zur Kenntnis genommen wurde, festgehalten. 2  

Im Bereich der Sozialhilfe ergibt sich ein Fehlanreiz, indem der Einkommensfreibetrag 

(EFB) und Integrationszulagen (IZU) bei der Berechnung des Sozialhilfeanspruchs nicht 

berücksichtigt werden. Die econcept-Studie beinhaltete vier Vorschläge, wie dieser Fehl-

anreiz bei der Sozialhilfe verringert werden könnte. Im Hinblick auf eine Umsetzung stand 

zwischenzeitlich die Massnahme einer Mitberücksichtigung des EFB bei Austritt aus der 

Sozialhilfe im Vordergrund.3 Auf eine Umsetzung dieser Massnahme wurde jedoch sei-

tens der Regierung – unter Verweis auf die eher geringe Bedeutung der Schwelle im So-

zialhilfetarif und jährliche Mehrausgaben von unter Umständen bis zu 1.67 Mio. CHF – 

vorerst verzichtet.4 

Parallel zu den verwaltungsinternen Abklärungen zu möglichen Massnahmen griffen auch 

Vorstösse im kantonalen Parlament (Postulat Haderer KR-Nr. 83/2008; Postulat Came-

nisch 227/2012) die Schwelleneffekt-Thematik auf und verlangten von der Regierung 

eine Anpassung des Sozialhilfetarifs. Gefordert wurde dabei insbesondere eine Überpr ü-

fung der Anreizinstrumente gemäss SKOS-Richtlinien, welche den Schwelleneffekt erwir-

ken. In Reaktion auf den regierungsrätlichen Bericht zum Postulat Haderer (KR-Nr. 

83/2008) konfrontierte die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit den Regie-

rungsrat mit dem Antrag auf einen Ergänzungsbericht, der verschiedene Fragen zu den 

Anreizinstrumenten und zu möglichen Massnahmen zur Senkung des Schwelleneffekts 

fundiert abklären sollte.5 

Angesichts der verschiedenen offenen Fragen erklärte sich der zuständige Regierungsrat 

anlässlich der Debatte im Kantonsrat bereit, in einem Zusatzbericht Lösungen zur Sen-

kung des Schwelleneffekts zu erarbeiten, die keine Mehrkosten zur Folge haben. 6 Dabei 

sollten auch Anpassungen an den heutigen Ansätzen der Anreizinstrumente grundsätz-

 
1  Ott et al. (2010): Fehlanreize im Steuer- und Sozialsystem. 

2  Neukomm et al. (2012): Fehlanreize im Steuer- und Sozialsystem des Kantons Zürich: Stand der Umsetzung und Ansatz-

punkte für eine Harmonisierung. Vgl. auch Protokoll des Regierungsrats vom 21. Novem ber 2012. 

3  Vgl. Neukomm et al. (2012): 11f. 

4  Vgl. Antrag des Regierungsrates vom 4. Dezember 2012 zum Postulat KR-Nr. 83/2008. 

5  Vgl. Vorlage 4949a. 

6  Protokoll der Kantonsratssitzung vom 27. Mai 2013. 
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lich in Betracht gezogen werden. Der Regierungsrat wurde in der Folge vom Kantonsrat 

damit beauftragt, die Sachlage und mögliche Lösungen unter Einbezug des Gemeinde-

präsidentenverbandes, der Sozialkonferenz des Kantons Zürich und der Schweizerischen 

Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) bis März 2015 zu eruieren und zu erläutern.  Mit der 

Erarbeitung entsprechender Grundlagen wurde econcept AG beauftragt.  

In Orientierung am Auftrag des Regierungsrats, Lösungen zur Senkung des Schwellene f-

fekts zu präsentieren, welche keine Mehrkosten verursachen, verfolgte das an econcept 

vergebene Mandat folgende Ziele:  

— Prüfung verschiedener Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs, welche die 

Höhe sowie die Berücksichtigung der Einkommensfreibeträge beim Ein- und Austritt 

betreffen 

— Abwägung und Beurteilung der Varianten unter Berücksichtigung ihrer Vor- und 

Nachteile im Vergleich zum heutigen Sozialhilfetarif (inkl. Empfehlungen) 

Die verschiedenen Varianten sollten in nachfolgend aufgeführter Hinsicht geprüft, disku-

tiert und beurteilt werden:  

— Auswirkungen auf den Schwelleneffekt: Für die einzelnen Varianten sind der Schwel-

leneffekt und seine Relevanz mit Blick auf betroffene Personengruppen zu eruieren.  

— Auswirkungen auf die Verweildauer in der Sozialhilfe: Die verschiedenen Varianten 

einer Anpassungen des Sozialhilfetarifs sind in Bezug auf die Verweildauer in der So-

zialhilfe zu diskutieren. 

— Auswirkungen auf Fallzahlen und Kosten: Ebenfalls abgeschätzt werden sollen Aus-

wirkungen auf die Fallzahlen sowie auf damit verbundenen Mehr- bzw. Minderausga-

ben der Sozialhilfe.  

Ergänzt wurde die Tarifprüfung durch weitergehende Analysen zur Wirksamkeit von fi-

nanziellen Anreizen in der Sozialhilfe und zu möglichen Auswirkungen von Anpassungen 

der Anreizinstrumente. 

Die Abklärungen und Abwägungen zu den verschiedenen Varianten einer Anpassung des 

Sozialhilfetarifs sowie ihre Beurteilung im Vergleich zum heutigen Sozialhilfetarif  sind im 

vorliegenden Bericht zusammengeführt.  

1.2 Geprüfte Varianten einer Tarifanpassung 

Aufgrund der im Kantonsrat vorgebrachten Vorschläge und Fragen sollten folgende fünf 

Varianten der Tarifanpassung einer vertieften Prüfung unterzogen und im Vergleich zum 

heutigen Sozialhilfetarif beurteilt werden (vgl. folgende Seite Tabelle 1): 
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Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs 

Bezeichnung Variante Umschreibung 

Reduktion EFB 

400 ohne Anrechnung Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 400 CHF/Mt. 

500 ohne Anrechnung Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 500 CHF/Mt. 

Reduktion Ansätze der Anreizinstrumente in Kombination mit Beseitigung Austrittsschwelle  

400 mit Anrechnung 
Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 400 CHF/Mt. in Kombination mit der Anrech-

nung des auf 400 CHF/Mt. (reduzierten) EFB bei Austritt aus Sozialhilfe 

500 mit Anrechnung 
Senkung des EFB auf eine max. Höhe von 500 CHF/Mt. in Kombination mit der Anrech-

nung des auf 500 CHF/Mt. (reduzierten) EFB bei Austritt aus Sozialhilfe 

Degressive Anwendung EFB 

600 degressiv 
Degressive Anrechnung des EFB mit 9 Mte. = 100%, 12 Mte. = 75%, 18 Mte. = 35%, dann 

keine Anrechnung 

Tabelle 1: Zu prüfende Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs 

Die Varianten «400 ohne Anrechnung» und «500 ohne Anrechnung» basieren auf einer 

Reduktion der heutigen Ansätze des EFB. In Variante «400 mit Anrechnung» resp. «500 

mit Anrechnung» wird eine Reduktion des EFB mit einer Anrechnung des (reduzierten) 

EFB beim Austritt aus der Sozialhilfe kombiniert, womit der ursprüngl ich präferierte Mass-

nahmenvorschlag zur Senkung des Schwelleneffekts wieder berücksichtigt würde. 7 Vari-

ante «600 degressiv» stellt einen neuartigen Umgang mit dem EFB dar.8  

Auf eine weitergehende Prüfung von Varianten einer Anpassung des Sozialhilfetarifs, die 

neben einer Reduktion bzw. Anrechnung des EFB auch eine Reduktion bzw. Anrechnung 

von IZU und MIZ beinhalten, wurde angesichts der Fragen im Kantonsrat verzichtet.  Die 

durchgeführten Analysen beziehen sich deshalb primär auf den Einkommensfreibetrag. 

 

 

 

 
7  Auf eine erneute Prüfung der bereits zu einem früheren Zeitpunkt näher betrachteten und zur Umsetzung erwogenen 

Variante mit einer Anrechnung des EFB in seiner heutigen Höhe von maximal 600 CHF/Mt. wurde verzichtet. Für eine 

Grobabschätzung der Kostenfolgen dieser Variante vgl. Neukomm et al. (2012):  12ff. 

8  Bei Variante 5 gilt es insbesondere die Frage der Vereinbarkeit mit den SKOS-Richtlinien näher in den Blick zu nehmen. 

Eine entsprechende Konsultation der SKOS soll ausgehend vom vorliegenden Schlussbericht durchgeführt werden. Über 

die Ergebnisse dieser Konsultation erfolgt eine separate Berichterstattung durch die kantonale Sicherheitsdirektion.  
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2 Wirksamkeit von finanziellen Anreizen in der Sozialhilfe 

Um abschätzen zu können, wie sich die Ausgestaltung der Einkommensfreibeträge (Hö-

he, Berücksichtigung beim Ein- und/oder Austritt) auf Fallzahlen und Kosten der Sozial-

hilfe auswirkt, sind Einsichten zur Wirksamkeit von Anreizinstrumenten in  der Sozialhilfe 

zentral. Eine Abschätzung der Auswirkungen von Anpassungen der Einkommensfreibe-

träge in der Sozialhilfe hat sich mit folgenden Fragen zu beschäftigen:  

— Welche Faktoren beeinflussen grundsätzlich die Verweildauer in der Sozialhilfe resp. 

die Integration in den ersten Arbeitsmarkt? Welche Bedeutung kommt in diesem Zu-

sammenhang Anreizinstrumenten zu? 

— Wie wirksam sind finanzielle Anreize? Welche empirische Evidenz gibt es zur Wir-

kung von finanziellen Anreizen in der Sozialhilfe oder in verwandten Leistungssyste-

men (z.B. Arbeitslosenversicherung)?  

— Wie gross ist der Anteil der Sozialhilfebeziehenden, die auf finanzielle Erwerbsanre i-

ze reagieren können? Wie viele Sozialhilfebeziehende sind tatsächlich in der Lage, 

mittelfristig ihre Erwerbssituation zu verbessern?  

Alle drei Fragen werden im Folgenden anhand verfügbarer Studien besprochen. Zur Ab-

schätzung der Wirksamkeit des EFB wird auf der Basis von Auswertungen der Schweize-

rischen Sozialhilfestatistik9 ergänzend ein Kantonsvergleich durchgeführt.  

2.1 Welche Faktoren beeinflussen die Bezugsdauer resp. die 

Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt? 

Ob und wie schnell die Ablösung aus einem Sozialleistungssystem und – im Idealfall – 

die Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt gelingt, wird von einer ganzen Reihe von 

Faktoren beeinflusst.  

2.1.1 Aktueller Forschungsstand zur Sozialhilfe 

In der Forschung zur Sozialhilfe werden drei Gruppen von Einflussfaktoren unterschie-

den, welche Auswirkungen auf die Dauer des Sozialhilfebezugs haben können. Diese 

empirisch ermittelten Faktoren liegen auf unterschiedlichen Ebenen und beeinflussen 

sich zum Teil gegenseitig: Auf der Mikroebene wird davon ausgegangen, dass individuel-

le Charakteristika wie demographische, haushalts- und sozialstrukturelle Merkmale der 

betroffenen Personen einen Einfluss auf deren Sozialhilfekarriere haben. Auf  der Me-

soebene wird angenommen, dass sich institutionelle Rahmenbedingungen wie die Aus-

gestaltung der Leistung und die Merkmale der konkreten Sozialhilfeprogramme oder der 

Leistungserbringung in der Sozialhilfe, aber auch der vorgelagerten Sicherungssysteme 

 
9  Die Auswertungen wurden vom Bundesamt für Statistik speziell für den vorliegenden Bericht ausgeführt.  
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auf den Sozialhilfebezug auswirken. Schliesslich werden auch Makrogrössen wie die 

Arbeitsmarktlage, die Bevölkerungsstruktur oder das sozialräumliche Milieu als relevant 

angesehen. 

Die Erklärungskraft dieser Faktoren bezüglich der Bezugsdauer und der Verbleibwahr-

scheinlichkeit in der Sozialhilfe wird insbesondere in quantitativen Untersuchungen ana-

lysiert, wobei zweierlei Perspektiven existieren:  

— Zahlreiche Untersuchungen beleuchten die Bedeutung der Faktoren auf der Mikro-

ebene für die Dauer des Sozialhilfebezugs (u.a. Baumgartner et al. 2007, Dubach et 

al. 2009; Salzgeber und Neukomm 2011 für die Schweiz; Hagen 2004, Andress 1994, 

Buhr 1995 für Deutschland). Sie zeigen, dass neben dem Alter, Geschlecht und Nati-

onalität etwa der Bildungsstand und die Qualifikation, der familiäre bzw. Haushalts-

kontext, die Gesundheit und die Lebensphase der Betroffenen eine wichtige Rolle 

dabei spielen, wie lange eine Person durch die Sozialhilfe unterstützt wird: Ältere 

Menschen, Frauen, Alleinerziehende und Ein-Personenhaushalte befinden sich dem-

gemäss besonders oft in einem Langzeitbezug, wobei jedoch die Ergebnisse im De-

tail nicht zuletzt infolge divergierender methodischer Ansätze zum Teil auch wider-

sprüchlich sind. Kritische Lebensereignisse (Haushaltsgründung, Familiengründung, 

Veränderung des Einkommens des Haushaltsvorstandes, Veränderungen der Haus-

haltsstruktur, Übergang in Arbeitslosigkeit, etc.) wirken sich ebenfalls verlängernd 

Dauer des Sozialhilfebezugs aus.  

— Vereinzelt stützen die empirischen Analysen auch auf umfassendere Modelle zu De-

terminanten des Sozialhilfebezugs ab, welche zusätzlich zu den individuellen Merk-

malen auch institutionelle Faktoren (Mesoebene) und makroökonomische Grössen 

berücksichtigen. So hat etwa Andress (1994) drei Gruppen von Determinanten be-

stimmt, welche die Dauer des Sozialhilfebezugs beeinflussen: die Chancen auf dem 

Arbeitsmarkt (Alter, Niedrigeinkommen, Arbeitserlaubnis, Dauer der Arbeitslosigkeit, 

Arbeitsmarktentwicklung, eingeschränkte Verfügbarkeit), der Zugang zu anderen So-

zialleistungen (Wartezeiten Arbeitslosengeld resp. andere Renten) sowie die Haus-

haltsstruktur (Anzahl und Alter Kinder, Anzahl erwerbsfähige Personen, «unvollstän-

dige Familie», Gesundheit, Haushaltseinkommen).  

Neben diesen häufig als Längsschnittuntersuchungen angelegten Analysen existiert eine 

grössere Zahl an qualitativen Studien, welche ebenfalls Hinweise auf die Bedeutung 

mancher Einflussfaktoren liefern (z.B. Mey und Benz 2010). 

Das Schwergewicht der Sozialhilfeforschung im deutschsprachigen Raum liegt  indessen 

vorwiegend auf der Ermittlung des Einflusses individueller Charakteristika. Der Bedeu-

tung institutioneller Faktoren wie der Ausgestaltung der Sozialhilfeleistung (z.B. Höhe der 

Zulagen) wurde sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz deutlich weniger Auf-

merksamkeit geschenkt. Entsprechend finden sich lediglich vereinzelte Studien und Ana-

lysen zu den Wirkungen der Anreizinstrumente, welche zudem vorwiegend auf die Aus-

wirkungen auf die Sozialhilfeausgaben (und weniger auf die Bedeutung der Anreizinstr u-

mente mit Blick auf die Bezugsdauer) fokussieren. Kantonale Analysen, welche in der 
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Pilotphase der Einführung der Anreizinstrumente durchgeführt wurden, stellten Einspa-

rungen der Sozialhilfeleistungen, aber keine vermehrte Ablösung fest (Schwendener et 

al. 2004). Eine Studie, die mögliche Einflussfaktoren der Sozialhilfeausgaben in den Kan-

tonen untersuchte, konnte zwischen der Anzahl und der Höhe der Anreizinstrumente 

(EFB, IZU, MIZ) und den kantonalen Sozialhilfeausgaben kaum statistisch signifikante 

Unterschiede nachweisen (vgl. Dubach et al. 2011). Eine umfassende Evaluation der 

Wirksamkeit der Anreizinstrumente existiert in der Schweiz bisher nicht.10  

2.1.2 Zusätzliche Erkenntnisse aus der Arbeitsmarktforschung 

Hinweise zur Wirkung der Ausgestaltung der Leistung auf die Bezugsdauer und die Ein-

gliederungswahrscheinlichkeit ergeben sich auch aus empirischen Studien zur Arbeitslo-

senunterstützung. In verschiedenen Studien11 wird der Einfluss von Leistungshöhe und 

maximaler Leistungsdauer auf die effektive Bezugsdauer von Arbeitslosenunterstützung 

untersucht (vgl. Tabelle 2). Es konnte nachgewiesen werden, dass eine höhere Er-

satzquote12 zu etwas längeren Bezugszeiten von Arbeitslosenunterstützung führt (Fre-

deriksson und Soderström 2008, Lalive et al. 2006, Bennmarker et al. 2007, Rod und 

Zhang 2003). Dabei wurde festgestellt, dass der Effekt nach Geschlecht und bereits ver-

strichener Bezugsdauer variiert.13 

Die Schätzungen der Elastizität der effektiven Bezugszeit bezogen auf die Ersatzquote 

liegen zwischen 0.15 (Lalive et al. 2006) und ca. 3 (Frederiksson 2008). Dies bedeutet, 

ein Anstieg der Ersatzquote um 1% (nicht um einen Prozentpunkt14) führt zu einer Erhö-

hung der durchschnittlichen Bezugszeit zwischen 0.15% und 3%. Dieser Effekt ist eher 

moderat, zeigt jedoch, dass Personen, die Arbeitslosenunterstützung erhalten, bei gerin-

gerer finanzieller Unterstützung durchschnittlich etwas früher wieder einer Erwerbsarbeit 

nachgehen, entweder weil sie sich stärker um eine neue Stelle bemühen oder eher bereit 

sind, bei der Stellenwahl Abstriche zu machen. Er impliziert, dass zumindest ein Teil der 

Unterstützten auf finanzielle Anreize reagieren kann und auch tatsächlich reagiert.  

Die empirische Evidenz zum Zusammenhang zwischen maximaler und effektiver Be-

zugsdauer ist insgesamt weniger eindeutig als zum Zusammenhang zwischen Ersatzquo-

te und effektiver Bezugszeit. Insgesamt deuten die Ergebnisse der verschiedenen Stu-

dien (vgl. Tabelle 2) aber eher darauf hin, dass längere maximale Bezugszeiten auch zu 

 
10  Im Frühjahr 2014 gab die SKOS eine entsprechende Evaluation in Auftrag. Ergebnisse sollen bis Ende 2014 vorliegen.  

11  Im Bereich der Arbeitsmarktforschung existiert eine Reihe von Arbeiten, welche den Zusammenhang zwischen der Au s-

gestaltung der Unterstützungsleistungen (Höhe der Ersatzquote, maximale Bezugsdauer) und der effektiven Bezugszeit 

und/oder der Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt auf Basis grosser Datensätze und mittels quantitativer Methoden 

untersuchen. 

12  Die Ersatzquote entspricht der Unterstützungsleistung dividiert durch das Erwerbseinkommen, welches vor dem Stellen-

verlust erzielt wurde.  

13  Rod und Zhang (2003) finden bei Männern einen grösseren Effekt als bei Frauen. Bennmarker et al. (2004) können nur 

einen Effekt bei Männern nachweisen, welche mehr als 20 Wochen lang erwerbslos sind. 

14  Wenn die Ersatzquote beispielsweise 60% ist, entspricht ein 1%-Anstieg 0.6%. 
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längeren effektiven Bezugszeiten führen. Der Zusammenhang variiert insbesondere nach 

Alter und Branche.15 

Faktoren Wirkung auf die Eingliederungswahr-

scheinlichkeit bzw. die Bezugszeit von 

Unterstützungsleistungen 

Empirische Evidenz 

A
u

sg
e

st
a

lt
u

n
g
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er

 L
e
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tu

n
g

 

Höhe  

der Unterstützung  

(Transferhöhe) 

Im Bereich Arbeitslosenunterstützung führt 

eine höhere Ersatzquote tendenziell zu 

einer geringeren Eingliederungswahr-

scheinlichkeit und damit zu einer längeren 

Bezugszeit. 

 

  

 

Der aufgeführte Zusammenhang wurde 

verschiedenen Studien nachgewiesen: 

– Frederiksson und Söderström (2008) 

mit Daten der schwedischen Daten 

– Lalive et al. (2006) mit Daten der öster-

reichischen Arbeitslosenversicherung 

– Bennmarker et al. (2007) mit Daten der 

schwedischen Arbeitslosenversicherung 

– Rod und Zhang (2003) mit Daten der 

norwegischen Arbeitslosenversicherung 

Dauer der  

Unterstützung (maxi-

male Bezugszeit)  

Die  Eingliederungsrate in den ersten 

Arbeitsmarkt steigt am Ende der An-

spruchsdauer sprunghaft an.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Verkürzung der Anspruchsdauer führt 

zu kürzerem Bezug von Arbeitslosenun-

terstützung.  

 

  

Die empirische Evidenz ist nicht eindeutig: 

– Card, Chetty und Weber  (2007) weisen 

einen moderaten Effekt nach (Anstieg 

der Eingliederungsrate um ca. 20% 

(nicht Prozentpunkte!) am Ende der 

maximalen Bezugszeit)  

– Rod und Zhang (2003)  können einen 

deutlichen Anstieg nachweisen (mit Da-

ten der norwegischen Arbeitslosenver-

sicherung) 

– Carling et al. (1996) finden nur einen 

Effekt für Eingliederungen in den zwei-

ten Arbeitsmarkt 

 

Die empirische Evidenz ist nicht eindeutig. 

Folgende Studien können einen Zusam-

mengang nachweisen:    

– Degen und Lalive (2013) mit Daten der 

Schweizerischen Arbeitslosenversiche-

rung (Aussagen nur für Personen im Al-

ter zwischen 50 und 54) 

– Caliendo & Uhlendorff (2010) mit deut-

schen Daten  

– Lalive et al. (2006) Daten aus Öster-

reich  

– Ours and Vodopivec (2006 a,b) mit 

Daten aus Slovenien  

– Plassmann (2002) mit deutschen Daten  

 

Folgende Studien können keinen Zusam-

menhang nachweisen:  

– Decressin (2001) mit deutschen Daten  

– Fitzenberger und Wilke (2010) sowie 

Lee und Wilke (2009) nur schwache 

Evidenz mit deutschen Daten, wobei auf 

mögliche Datenprobleme verwiesen 

wird 

Tabelle 2: Leistungsbezogene Faktoren, welche die Bezugsdauer und die Eingliederungswahrscheinlichkeit 

beeinflussen.   

 
15  Lalive et al. (2006) stellen bei älteren Personen einen stärkeren Effekt fest als bei jüngeren. Degen und Lalive  (2013) 

betrachten nur Personen im Alter von 50 bis 54 und stellen bei Erwerbslosen in Branchen mit grossem Forschungs - und 

Entwicklungsanteil einen starken Zusammenhang zwischen maximaler und effektiver Bezugszeit fest. Bei den übrigen 

Personengruppen ist der Einfluss der maximalen Bezugszeit auf die effektive Bezugszeit gering.  
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Auch wenn die Klientel der Sozialhilfe teilweise andere Eigenschaften aufweist als die 

Klientel der Arbeitslosenunterstützung, gehen wir davon aus, dass diese beiden im Kon-

text der Arbeitslosenversicherung identifizierten Einflussfaktoren auch im Zusammen-

hang mit der Sozialhilfe relevant sein können. 

2.2 Wie wirksam sind finanzielle Anreize? 

2.2.1 Was sagt die ökonomische Theorie?  

Das Arbeitsangebot, das heisst die Anzahl Stunden, die eine Person pro Woche bereit ist 

zu arbeiten, hängt gemäss ökonomischer Theorie in mehrfacher Hinsicht vom Lohn ab 16: 

— Der Reservationslohn bezeichnet den Lohn, welchen eine Person mindestens erhal-

ten muss, damit sie erwerbstätig ist. Der Reservationslohn ist individuell und von an-

deren Einkommensquellen sowie von der bisherigen Erwerbsbiographie abhängig.     

— Das durch den/die Arbeitsnehmer/in gewünschte Arbeitspensum steigt mit dem 

Lohn:17 Je höher der Lohn, desto mehr lohnt sich Erwerbsarbeit bzw. desto teurer ist 

Freizeit.   

Die ökonomische Theorie spricht sich folglich klar für das Setzen von finanziellen Anre i-

zen für Erwerbsarbeit sowie das Beseitigen von Fehlanreizen aus. Als Voraussetzung für 

die Wirkung von Anreizen gilt, dass die Betroffenen – gegeben ihre persönliche Situation 

sowie der Situation auf dem Arbeitsmarkt – in der Lage sind, auf Anreize zu reagieren. 

Inwiefern dies für den Kontext der Sozialhilfe gegeben ist, muss zumindest für einen Teil 

der Klientel als fraglich angesehen werden. 

2.2.2 Was lässt sich aus der empirischen Forschung ableiten?  

In Kapitel 2.1 haben wir in Orientierung am aktuellen Wissensstand beschrieben, wie sich 

individuelle Merkmale, institutionelle Faktoren (und dabei namentlich die Ausgestaltung 

der Unterstützung) sowie die makrostrukturellen Bedingungen auf die Bezugsdauer und 

die Eingliederungswahrscheinlichkeit in den ersten Arbeitsmarkt auswirken können. 

Nachfolgend wird nun dargestellt, welche Schlussfolgerungen sich für die Sozialhilfe be-

züglich der Wirksamkeit von finanziellen Anreizen und der Auswirkungen von Schwellen-

effekten ziehen lassen. 

Im Kontext der Arbeitslosenunterstützung beeinflussen die Höhe der Ersatzquote und die 

Länge der maximalen Bezugszeit die durchschnittliche effektive Bezugszeit. Daraus lässt 

sich ableiten, dass zumindest ein Teil der Unterstützten in der Lage ist, die effektive Be-

 
16  Der Lohn ist nicht die einzige Determinante des individuellen Arbeitsangebotes. Insbesondere soziale Normen und sozi a-

ler Status spielen ebenfalls eine Rolle.     

17  Eigentlich nimmt das durch den/die Arbeitsnehmer/in gewünschte Arbeitspensum mit steigendem Lohn zuerst zu und 

dann wieder ab: Je höher der Lohn, desto kleiner muss das Arbeitspensum sein um den angestrebten Lebensstandard zu 

erreichen. Dieser Effekt erklärt den Wunsch nach Teilzeittätigkeiten in mittleren bis hohen Lohnbereichen, dürfte aber in 

der Sozialhilfe wenig relevant sein.  
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zugszeit durch eigenes Handeln zu beeinflussen und dies auch entsprechend der durch 

das System gesetzten Anreize tut. In welchem Ausmass auf finanzielle Anreize reagiert 

wird, hängt nicht zuletzt von sozio-demographischen Merkmalen der unterstützten Per-

son (u.a. Geschlecht) und von der bereits verstrichenen Bezugszeit ab. 

Ähnliches dürfte auch auf Sozialhilfebeziehende zutreffen. Insgesamt ist davon auszuge-

hen, dass von den Leistungsbezüger/innen als relevant wahrgenommene finanzielle An-

reize auch im Kontext der Sozialhilfe wirksam sind und zumindest ein Teil der Sozialhil-

febeziehenden sein/ihr Verhalten an den gesetzten Anreizen ausrichtet. Diese Personen 

vermögen auf finanzielle Anreize zu reagieren und intensivieren entsprechend ihre Be-

mühungen betreffend Erwerbsarbeitsintegration. 

Eine zentrale Voraussetzung für die Wirksamkeit von finanziellen Erwerbsanreizen in der 

Sozialhilfe ist jedoch die Möglichkeit der Sozialhilfebeziehenden, ihre Erwerbssituation 

überhaupt verbessern18 zu können. Nicht bei allen Bezüger/innen von Sozialhilfeleistun-

gen ist dies mittelfristig realistisch, da gesundheitliche Probleme, Persönlichkeitseigen-

schaften, Lebensumstände oder Betreuungspflichten (zusätzliche) Erwerbsarbeit verhin-

dern. Für einige kommt die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder die Erhöhung ihres 

Erwerbspensums aus gesundheitlichen Gründen oder wegen Betreuungs- oder Pflege-

aufgaben zumindest zeitweise nicht in Frage. Andere sind trotz Vollzeittätigkeit auf Un-

terstützung angewiesen. Wieder andere gelten gemäss Einschätzung der Sozialdienste 

als nicht in den ersten Arbeitsmarkt vermittelbar.  

Diese erwiesenermassen integrationshemmenden Faktoren (vgl. Kapitel 2.1) sind gerade 

im Kontext der Sozialhilfe häufig und dürften in vielen Fällen einen stärkeren Einfluss 

haben auf die Bezugsdauer als finanzielle Anreize. Entscheidend dafür, ob die Erwerbs-

arbeit ausgeweitet oder der Leistungsbezug tatsächlich beendigt werden kann, sind zu-

dem letztlich immer auch externe Faktoren, insbesondere die Lage auf dem Arbeitsmarkt. 

Zur Höhe dieses Anteils an Personen, bei denen hemmende Faktoren zum Tragen kom-

men und finanzielle Anreize folglich kaum eine Rolle spielen, liegen lediglich punktuell 

Erkenntnisse vor. Für den Kanton Zürich ist bisher davon auszugehen, dass der Anteil an 

Unterstützungseinheiten, die nicht in der Lage sind, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen 

oder zu erweitern, rund 60% beträgt.19 

2.2.3 Was zeigt ein Kantonsvergleich?  

Die Kantone haben bei der Ausgestaltung der Anreizinstrumente in der Sozialhilfe einen 

Handlungsspielraum, weshalb sich die kantonalen Systeme unterscheiden. EFB, IZU und 

MIZ werden in den Kantonen in unterschiedlicher Höhe ausgerichtet und in unterschiedl i-

cher Art und Weise beim Ein- und Austritt in bzw. aus der Sozialhilfe angerechnet. Tabel-

 
18  Die Erwerbssituation kann durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, durch die Erhöhung des Erwerbspensums oder 

durch einen Wechsel in eine besser entlöhnte Tätigkeit verbessert werden. 

19  Entsprechende Folgerungen lassen Auswertungen zu, welche im Zusammenhang mit Analysen zu Schwelleneffekten im 

Sozialhilfetarif des Kantons Zürich angestellt wurden (vgl. Kapitel 3 des vorliegenden Berichts).  
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le 3 stellt die Situation für den im Rahmen des vorliegenden Mandats primär interessie-

renden EFB im Jahr 201120 dar:  

Ausgestaltung und Anrechnung des EFB in den Kantonen 

Maximale Höhe EFB 

[CHF/Mt.] 

EFB beim Ein- und 

Austritt berücksich-

tigt 

EFB beim nur Austritt 

berücksichtigt (nicht 

beim Eintritt) 

EFB nicht berück-

sichtigt 

Gruppen von 

Kantonen mit 

gleichem ma-

ximalen EFB 

0 AG, AI, TI   AG, AI, TI 

200 VD   - 

400 BS, FR, JU, NE GL, TG AR, BL, SG BS, FR, JU, NE 

GL, TG, AR, BL, 

SG 

500 BE, GE, UR, VS GR, LU, OW, SH  BE, GE, UR, VS, 

GR, LU, OW, SH 

600 SO, SZ NW, ZG ZH SO, SZ, NW, 

ZG, ZH 

Gruppen von Kantonen 

mit gleicher Behand-

lung EFB  beim Ein/-

Austritt 

AG, AI, TI, VD,  

BS, FR, JU, NE, BE,  

GE, UR, VS, SO, SZ 

GL, TG, GR, OW, SH 

NW, ZG 

AR, BL, SG 

ZH 
 

Tabelle 3: Höhe des EFB und dessen Berücksichtigung beim Ein- und Austritt im Jahr 2011. Quelle: Kanto-

nales Sozialamt Zürich.  

Drei Kantone (AG, AI und TI) verwenden im Jahr 2011 keine Einkommensfreibeträge. Bei 

den meisten übrigen Kantonen liegt der maximale EFB zwischen 400 und 600 CHF/Mt.. 

Einen Einzelfall bildet der Kanton Waadt mit einem EFB von 200 CHF/Mt. Bei der An-

spruchsberechnung berücksichtigen die meisten Kantone den EFB, entweder nur beim 

Austritt oder beim Ein- und Austritt. Ausnahmen bilden diesbezüglich Appenzell-

Ausserroden, Basel-Land, St. Gallen und Zürich.  

Um die Auswirkung dieser unterschiedlichen Ausgestaltung der EFB abschätzen zu kön-

nen, werden Gruppen von Kantonen miteinander verglichen, welche entweder denselben 

maximalen Einkommensfreibetrag haben oder die Einkommensfreibeträge beim Ein - und 

Austritt auf die gleiche Weise behandeln. Dieser Vergleich des EFB in den Kantonen hat 

vorwiegend explorativen Charakter. Er kann erste Hinweise geben, wie sich unterschied-

liche Ausgestaltungen des EFB auswirken könnten.21 Dabei sind Interpretationen ledig-

lich auf aggregierter Ebene möglich. Über das individuelle Verhalten angesichts unter-

schiedlicher Ausgestaltungen des EFB kann aufgrund dieses Vergleichs auf Kantons-

ebene nichts ausgesagt werden. 

 
20  2011 wurde als Analysejahr gewählt, da auf Analysen der SKOS sowie des Kantonalen Sozialamts Zürich zur Höhe und 

Anrechnung des EFB in den Kantonen zurückgegriffen werden konnte.  

21  Das für den Kantonsvergleichs gewählte Vorgehen lässt lediglich eine erste Annäherung an die Auswirkungen des EFB 

dar. Die Wirkung der unterschiedlichen Ausgestaltung des EFB auf den Sozialhilfebezug mit statistischen Mitteln zu isolie-

ren, wäre ein umfangreiches Forschungsprojekt für sich und hätte den Rahmen des vorliegenden Mandats weit überschrit-

ten.  
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Die Aussagekraft eines solchen Vergleichs ist umso besser, je heterogener die Ver-

gleichsgruppen sind.22 Die Gruppen von Kantonen mit gleich hohem EFB (vgl. oben Ta-

belle 3, Spalte ganz rechts) können bezüglich Grösse, Sprache, Wirtschaftsstruktur und 

Urbanität sicherlich als heterogen bezeichnet werden. Mit Ausnahme des Kriteriums 

Sprache gilt dies auch für die Gruppen von Kantonen mit gleicher Behandlung des EFB 

beim Ein- und Austritt aus der Sozialhilfe (vgl. oben Tabelle 3, unterste Zeile). 

Auswertung nach Kantonsgruppen mit gleichem maximalem EFB 

Tabelle 4 zeigt verschiedene Kennzahlen aus der Sozialhilfestatistik sowohl für alle Kan-

tone als auch für Gruppen von Kantonen mit gleichem maximalen EFB, wobei jeweils der 

Durchschnittswert pro Gruppe ausgewiesen wird. Aus methodischen Gründen wurde 

nicht mit der Bevölkerungszahl gewichtet.23 Somit hat in den berechneten Durchschnitts-

werten jeder Kanton dasselbe Gewicht. 

Vergleich zwischen Gruppen von Kantonen mit gleichem maximalen EFB 

 Alle Kantone 

(n=26) 

Kantone mit maximalem EFB in der Höhe von … 

Kennzahl:  0 CHF/Mt. 

(n=3) 

400 CHF/Mt. 

(n=9) 

500 CHF/Mt. 

(n=8) 

600 CHF/Mt. 

(n=5) 

Sozialhilfequote 2.5% 1.6% 3.0% 2.2% 2.1% 

 

Anteil Erwerbstätige am 

Total der Bezüger/innen 

26% 26% 27% 26% 29% 

Anteil Vollzeit-

Erwerbstätige am Total 

der Erwerbstätigen  

37% 43% 35% 35% 34% 

 

Bezugsdauer der im Jahr 

2011 abgeschlossene 

Fälle (Median)  

10 Mt.  12 Mt.  10 Mt.  10 Mt.  10 Mt.  

 

Anteil Beendigungen 

durch höheres Einkom-

men an Beendigungen 

total 

6% 3% 6% 6% 7% 

Tabelle 4: Vergleich der Sozialhilfequote und weiterer Kennzahlen zwischen Kantonen mit unterschiedlich 

hohen EFB. Keine Bevölkerungsgewichtung. Quellen: Sozialhilfestatistik des BFS 2011, eigene 

Auswertungen. 

  

 
22  Die Heterogenität erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Unterschiede zwischen den Gruppen (z.B. in der Sozialhilfequote 

oder im Anteil der Erwerbstätigen) tatsächlich durch Unterschiede in der Höhe des EFB sowie ihrer Anrechnung beim Ein- 

und Austritt bedingt sind und nicht durch Unterschiede in der Bevölkerungsstruktur oder der Situation auf dem Arbeit s-

markt. 

23  Da der Einfluss der kantonalen Systeme auf die verschiedenen Kennzahlen und nicht der Einfluss von Bevölkerungscha-

rakteristika von Interesse ist, ist bei der Berechnung von Gruppen-Durchschnittswerten jeder Kanton gleich zu gewichten.  
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Anhand von Tabelle 4 wird betreffend Wirkung eines unterschiedlich hohen EFB Folgen-

des ersichtlich:  

— Die Sozialhilfequote ist in den Kantonen ganz ohne Anreizsetzung (EFB = 0) am nied-

rigsten. Dies könnte auf den ersten Blick so interpretiert werden, dass Einkommens-

freibeträge zu einer höheren Sozialhilfequote führen. Wir gehen jedoch von einer um-

gekehrten Kausalität aus: In Kantonen mit tiefer Sozialhilfequote drängt sich das Se t-

zen von Anreizen weniger auf als in Kantonen mit hoher Quote.  

— Betrachten wir nur die Kantone mit EFB, ist die Sozialhilfequote in den Kantonen mit 

maximalem EFB von 400 CHF/Mt. am höchsten. Zwischen Kantonen mit 500 CHF/Mt. 

bzw. Kantonen mit 600 CHF/Mt. findet sich hingegen kein relevanter Unterschied.  

— Der Anteil der Erwerbstätigen am Total der Bezüger/innen unterscheidet sich nur 

geringfügig zwischen den verschiedenen Gruppen von Kantonen.  

— Der Anteil von Personen mit Vollzeitstellen ist in der Gruppe ohne EFB am grössten, 

wobei dieses Ergebnis stark durch den aussergewöhnlich hohen Wert in Appenzell -

Innerrhoden geprägt ist. Der Anteil Vollzeiterwerbstätige am Total der Erwerbstätigen 

beträgt in Appenzell-Innerrhoden 53%. Ähnlich hohe Werte erreichen nur Waadt mit 

52% und Uri mit 48%.24 Zwischen den Gruppen von Kantonen mit EFB sind keine re-

levanten Unterschiede sichtbar.  

— Die Median-Bezugsdauer der im Jahr 2011 abgeschlossenen Fälle liegt in der Grup-

pe ohne EFB um rund 2 Monate höher als in den übrigen Kantonen.  

— Der Anteil Beendigungen durch ein höheres Einkommen ist in der Gruppe der Kanto-

ne ohne EFB am niedrigsten, wobei wieder der Kanton Appenzell-Innerrhoden das 

Ergebnis prägt: Im Kanton Appenzell-Innerrhoden beträgt der Anteil Beendigungen 

durch ein höheres Einkommen 0%, im Aargau 6% und im Tessin 3%. Zwischen den 

verschiedenen Gruppen mit EFB sind die Unterschiede minimal. 

Im Rahmen des angestellten Kantonsvergleichs findet sich nur ein einziger Hinweis da-

rauf, dass sich das Fehlen von Erwerbsanreizen bzw. von Einkommensfreibeträgen 

nachteilig auf die Anzahl (erwerbstätige) Sozialhilfebeziehende und somit auf die Sozial-

hilfeausgaben auswirken könnte: Die Bezugsdauer scheint in den Kantonen ohne EFB 

leicht höher. Hinweise darauf, dass die Höhe des maximalen EFB die im Rahmen des 

Vergleichs analysierten Grössen beeinflussen könnte, finden sich keine.  

Auswertung nach Kantonsgruppen mit gleicher Behandlung des EFB bei Ein- und Austritt 

Tabelle 5 zeigt wiederum die ausgewählten Kennzahlen aus der Sozialhilfestatistik so-

wohl für alle Kantone als auch für Gruppen von Kantonen. Die Kantone sind nun jedoch 

nicht mehr anhand der Höhe des maximalen EFB, sondern anhand der Berücksichtigung 

des EFB beim Ein- und Austritt in die Sozialhilfe gruppiert. 

 
24  Siehe auch Tabelle 19 im Anhang A-2.  
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Aufgrund theoretischer Überlegungen wäre zu erwarten, dass die Berücksichtigung des 

EFB beim Ein- und Austritt im Vergleich zu einem System ohne Berücksichtigung bezüg-

lich Fallzahlen und Ausgaben der Sozialhilfe zu zwei gegenläufigen Effekten führt:   

— Erwerbsarbeit wird gefördert (da diese nicht mehr zu finanziellen Einbussen führen 

kann), wodurch bei einem Teil der Sozialhilfebeziehenden der Unterstützungsbedarf 

sinkt und/oder die Anzahl Unterstützungseinheiten reduziert wird.  

— Die Verschiebung der Anspruchsgrenze erhöht die Anzahl der unterstützungsberech-

tigten Haushalte.25  

Wird der EFB hingegen nur beim Austritt berücksichtigt, fördert dies ebenfalls Erwerbsar-

beit. Es führt aber zu einer deutlich geringeren Anzahl zusätzlicher Leistungsberechtigter, 

da nur dann ein Anspruch auf eine Leistung besteht, wenn die Einnahmen des Haushalts 

zu einem früheren Zeitpunkt unter dem sozialhilferechtlichen Existenzminimum lagen.  

Vergleich zwischen Gruppen von Kantonen mit gleicher Behandlung des EFB beim Ein- und Austritt 

 Alle Kantone 

(n=26)  

Kantone mit … 

Kennzahl: 

Berücksichtigung 

EFB beim Ein- und 

Austritt  

(n=14) 

Berücksichtigung 

EFB beim Austritt 

(nicht beim Eintritt) 

(n=8) 

EFB nicht berück-

sichtigt 

 

(n=4) 

Sozialhilfequote 2.5% 3.0% 1.6% 2.4% 

 

Anteil Erwerbstätige am 

Total der Bezüger/innen 

26% 28% 28% 25% 

Anteil Vollzeit-

Erwerbstätige am Total 

der Erwerbstätigen  

37% 40% 34% 31% 

 

Bezugsdauer abge-

schlossene Fälle (Medi-

an)  

10 Mt.  10 Mt.  11 Mt.  9 Mt.  

 

Anteil Beendigungen 

aufgrund Aufnahme Er-

werbstätigkeit 

26% 26% 26% 29% 

Anteil Beendigungen 

aufgrund höherem Ein-

kommen26 

6% 6% 8% 6% 

Tabelle 5: Vergleich der Sozialhilfequote und anderer Kennzahlen zwischen Kantonen mit unterschiedlicher 

Behandlung des EFB beim Ein- und Austritt. Quellen: BFS, eigene Auswertungen. 

 
25 Bei den neu leistungsberechtigten Haushalten handelt es sich in der Regel um Working Poor Haushalte, da mindestens 

ein Haushaltsmitglied erwerbstätig sein muss, damit aufgrund der Anrechnung der EFB die Anspruchsgrenze über dem 

sozialhilferechtlichen Existenzminimum zu liegen kommt.   

26  Im Rahmen des weiter vorne aufgeführten Vergleichs der Kantone mit unterschiedlichen maximalen EFB ist der Anteil der 

Beendigungen durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit keine relevante Grösse. Personen, welche die Sozialhilfe durch 

die Aufnahme einer Erwerbsarbeit verlassen, waren während der Bezugszeit nicht erwerbstätig und haben deswegen 

auch keine Einkommensfreibeträge erhalten. 
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Die in Tabelle 5 ersichtlichen Unterschiede zwischen den verschiedenen Kantonsgruppen 

mit unterschiedlicher Berücksichtigung des EFB beim Ein- und Austritt stimmen teilweise 

gut mit diesen theoriebasierten Überlegungen überein:  

— Die Sozialhilfequote ist in der Kantonsgruppe mit Berücksichtigung des EFB beim 

Ein- und Austritt am grössten. Gleichzeitig ist in dieser Gruppe auch der Anteil der 

Vollzeiterwerbstätigen deutlich höher als bei den anderen Gruppen. Dies könnte be-

deuten, dass die Anrechnung des EFB beim Ein- und Austritt tatsächlich zu mehr An-

spruchsberechtigten führt, insbesondere auch zu mehr Working Poor Haushalten, 

welche trotz eines Vollzeiterwerbseinkommens anspruchsberechtigt sind. 

— In der Kantonsgruppe, welche den EFB nur beim Austritt anrechnet, ist die Sozialhil-

fequote besonders tief und der Anteil der Vollzeiterwerbstätigen ist nicht viel höher 

als in der Gruppe ganz ohne Berücksichtigung des EFB. Dies könnte darauf zurück-

zuführen sein, dass mit der Beseitigung der Austrittsschwelle Erwerbsarbeit gefördert 

wird, ohne dass einer grosse Anzahl von Working Poor Haushalten der Zugang zur 

Sozialhilfe geöffnet wird.27  

Einige der in Tabelle 5 dargestellten Ergebnisse lassen keine eindeutigen Interpretatio-

nen zu: 

— Der Anteil Beendigungen durch Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ist in der Gruppe der 

Kantone ohne Berücksichtigung des EFB am grössten. Dies kann einerseits so inter-

pretiert werden, dass der durch die Austrittsschwelle verursachte Fehlanreiz wenig 

relevant ist. Andererseits kann dies auch dadurch bedingt sein, dass durch die Be-

rücksichtigung des EFB beim Austritt mehr Sozialhilfebeziehende trotz Aufnahme ei-

ner Erwerbtätigkeit in der Sozialhilfe verbleiben.   

— Die Bezugszeit der abgeschlossenen Fälle ist in der Kantonsgruppe ohne Berücksich-

tigung des EFB beim Ein- oder Austritt kürzer als in den beiden Gruppen mit Berück-

sichtigung. Dies kann so interpretiert werden, dass der durch die Austrittsschwelle 

verursachte Fehlanreiz keine Wirkung hat. Ebenfalls möglich wäre aber, dass die Be-

seitigung der Austrittsschwelle durchaus Erwerbsarbeit fördert, aber gleichzeitig 

durch die Verschiebung der Anspruchsgrenze die Bezugszeit  von erwerbstätigen Be-

züger/innen verlängert wird.     

Schliesslich enthält Tabelle 5 auch Ergebnisse, in welchen sich die theoriebasierten Er-

wartungen nicht bestätigen:  

— Der Anteil Beendigungen durch ein höheres Einkommen ist nur in der Kantonsgruppe 

mit Berücksichtigung des EFB beim Austritt (nicht beim Eintritt) grösser als in der 

Gruppe ohne Berücksichtigung des EFB, nicht aber in der Gruppe mit Berücksichti-

gung beim Ein- und Austritt, was aufgrund ebenfalls zu erwarten wäre.   

 
27  Unter dem Aspekt Gerechtigkeit ist dieser Effekt einer Berücksichtigung des EFB nur beim Austritt eher negativ zu bewer-

ten. Vgl. dazu auch Ott et al. (2010): 243f.   
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Insgesamt lässt sich der Vergleich zwischen Gruppen von Kantonen, welche den EFB 

beim Ein- und Austritt in gleicher Weise berücksichtigen, dahingehend deuten, dass Er-

werbsanreize in der Sozialhilfe wirken und Erwerbsarbeit fördern. Allerdings sprechen die 

Ergebnisse auch dafür, dass die Verschiebung der Anspruchsgrenze, insbesondere bei 

Berücksichtigung des EFB beim Ein- und Austritt, dazu führt, dass die Anzahl der Work-

ing Poor-Haushalte, welche Sozialhilfe beziehen, zunimmt.  

Bilanz zum Kantonsvergleich 

Die Ergebnisse des auf aggregierten Kennzahlen abstützenden Kantonsvergleichs ent-

sprechen teilweise gut den auf theoretischen Überlegungen basierenden Erwartungen zu 

den Auswirkungen der unterschiedlichen Ausgestaltung des EFB. So sprechen die Er-

gebnisse insgesamt dafür, dass die Berücksichtigung des EFB beim Ein- oder Austritt 

Erwerbstätigkeit fördert, aber auch die Anzahl von Working Poor Haushalten in der Sozi-

alhilfe vergrössert.  

Die Höhe des maximalen Einkommensfreibetrages scheint bezüglich der untersuchten 

Kenngrössen keine Auswirkungen zu haben, wobei sich allerdings die Spannweite der 

betrachteten maximalen Einkommensfreibeträge auf 400 bis 600 CHF/Mt. beschränkt. 

Auch liefert der angestellte Kantonsvergleich nur sehr schwache Evidenz dafür, dass sich 

das Fehlen von Erwerbsanreizen bzw. von Einkommensfreibeträgen nachteilig auf die 

Sozialhilfeausgaben auswirkt. 

Bei allen auf dem Kantonsvergleich basierenden Aussagen ist die aus methodischen 

Gründen begrenzte Aussagekraft zu berücksichtigen. Um besser abgestützte Ergebnisse 

zu erhalten, müssten anderweitige Methoden eingesetzt werden. Vor allem Auswertun-

gen auf der Einzelfallebene dürften deutlich aussagekräftigere Ergebnisse liefern.   

2.3 Fazit 

Die Auswirkungen der Ausgestaltung der Sozialhilfeleistung und insbesondere der Anrei-

zinstrumente sind bisher wenig erforscht. Im Bereich der Erwerbslosenentschädigung 

findet sich Evidenz dafür, dass die Entschädigungshöhe und der Entschädigungszeitraum 

gemeinsam mit verschiedenen anderen Faktoren das Arbeitssuchverhalten von Leis-

tungsbeziehenden beeinflussen. Grundsätzlich besteht somit Grund zur Annahme, dass 

finanzielle Anreize in sozialen Unterstützungsleistungen, sofern sie von den Betroffenen 

als relevant wahrgenommen werden, wirken. Gleiches gilt für Fehlanreize in den Anrei-

zinstrumenten. Auch in der Sozialhilfe ist zumindest bei einem Teil der Beziehenden da-

von auszugehen, dass sie auf finanzielle Anreize reagieren und ihr Handeln auf gesetzte 

Anreize ausrichten.  

Die Ergebnisse des angestellten explorativen Kantonsvergleichs stützen dies. Sie spre-

chen dafür, dass die Berücksichtigung des EFB beim Ein- und Austritt aus der Sozialhilfe 

Erwerbstätigkeit fördert. Gleichzeitig stützen sie auch die These, dass die aufgrund der 

Berücksichtigung des EFB höher gelegene Anspruchsgrenze mehr Working Poor-
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Haushalten den Zugang zur Sozialhilfe ermöglicht, wobei die Anzahl dieser zusätzlichen 

Leistungsberechtigen bei Berücksichtigung beim Ein- und Austritt deutlich höher liegen 

dürfte als bei der Berücksichtigung nur beim Austritt.   

Aussagen zur optimalen Höhe von Einkommensfreibeträgen in der Sozialhilfe sind auf 

Basis der durchgeführten Analysen nicht möglich. Die heute bestehenden Unterschiede 

in der EFB-Höhe zwischen den Kantonen (100 bis 200 CHF/Mt.) scheinen mit Blick auf 

die betrachteten aggregierten Kenngrössen zur Sozialhilfe tendenziell keine grossen 

Auswirkungen zu haben. Entscheidend dürfte vor allem sein, ob die Betroffenen den EFB 

als finanziell relevant wahrnehmen, was auch vom regionalen Kontext abhängen kann. 

Um abschätzen zu können, welche Höhe der EFB haben muss, damit er als relevanter 

Anreiz wahrgenommen wird, wären umfangreichere Analysen zum Verhalten auf indiv i-

dueller Ebene notwendig. 

Generell ist zu berücksichtigen, dass finanzielle Anreize grundsätzlich nur bei jenen Per-

sonen eine Wirkung zeigen können, welche aufgrund ihrer persönlichen Situation in der 

Lage sind, die Höhe ihres Erwerbseinkommens zumindest teilweise zu beeinflussen.  Ein 

Teil der Sozialhilfebeziehenden ist aus unterschiedlichen Gründen (Gesundheit, Betreu-

ungspflichten, Working Poor) nicht in der Lage, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder 

eine bestehende Teilzeittätigkeit auszubauen. Bei dieser Gruppe ist die Wirkung von 

finanziellen Anreizen wie Einkommensfreibeträgen ausgeschlossen. Für den Kanton Zü-

rich ist davon auszugehen, dass rund 60% der Unterstützungseinheiten mittelfristig nicht 

in der Lage sind, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder zu erweitern. Die betreffenden 

Sozialhilfebeziehenden können durch Massnahmen im Bereich der Anreizinstrumente 

nicht erreicht werden. 
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3 Vergleich von Tarifvarianten 

Der heutige Sozialhilfetarif im Kanton Zürich verursacht einen Schwelleneffekt, der zu 

Fehlanreizen und Benachteiligungen führt. Im Hinblick auf mögliche Lösungen zur Sen-

kung des Schwelleneffekts galt es deshalb, verschiedene Varianten einer Tarifanpassung 

zu prüfen und dem heute geltenden Sozialhilfetarif gegenüberzustellen. Von Interesse 

waren insbesondere die Auswirkungen der unterschiedlichen Varianten einer Tarifanpas-

sung, wobei diese Auswirkungen in mehrfacher Hinsicht beleuchtet werden soll ten:  

— Schwellenhöhe: Wie wirken sich die einzelnen Varianten auf die Höhe der durch den 

EFB verursachten Schwelle aus? 

— Verweildauer in der Sozialhilfe: Welche Konsequenzen zeitigen die einzelnen Varian-

ten bzgl. Verweildauer in der Sozialhilfe? 

— Betroffene und Fallzahlen: Wie viele Sozialhilfebeziehende sind bei den einzelnen 

Varianten von einem Fehlanreiz betroffen? Wie wirken sich die Varianten auf die Fal l-

zahlen der Sozialhilfe aus? 

— Sozialhilfekosten: Welche Kostenfolgen für die Sozialhilfe sind bei Umsetzung der 

einzelnen Varianten vorzusehen? 

Die Auswirkungen der in die Prüfung einbezogenen Varianten einer Tarifanpassung wer-

den nachfolgend im Detail diskutiert. Basis bilden eigene Modellrechnungen sowie Aus-

wertungen der BFS-Sozialhilfestatistik und der kantonalen Steuerkomponentenstatistik. 

3.1 Eigenschaften der geprüften Tarifvarianten 

Tabelle 6 führt die geprüften Tarifvarianten sowie ihre Eigenschaften im Überblick auf. 

Die Variante «600 ohne Anrechnung» entspricht dem heute im Kanton Zürich gültigen 

Sozialhilfetarif. 

Bezeichnung Variante Eigenschaften Variante 

Maximaler EFB(A) 

[CHF/Mt.] 

Berücksichtigung EFB 

beim Eintritt 

Berücksichtigung EFB 

beim Austritt 

400 ohne Anrechnung 400 nein nein  

500 ohne Anrechnung 500 nein  nein 

600 ohne Anrechnung 

(Status Quo) 
600 nein nein 

400 mit Anrechnung 400 nein  ja 

500 mit Anrechnung 500 nein ja 

600 degressiv 600 nein  ja, zeitlich begrenzt(B) 

Tabelle 6: Betrachtete Tarifvarianten 
(A)

 Die entsprechenden Beträge beziehen sich auf den maximalen EFB pro Person. Die Summe al-

ler Zulagen (EFB, IZU und MIZ) pro Unterstützungseinheit und Monat ist auf 850 CHF/Mt. be-

grenzt.  
(B)

 bis 9 Mte. = 100%, bis 12 Mte. = 75%, bis 18 Mte. = 35%, dann keine Anrechnung. 
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Die geprüften Tarifvarianten unterscheiden sich einerseits betreffend Höhe des maxima-

len EFB, andererseits bezüglich Anrechnung des EFB28:  

— Bei den Tarifvarianten mit dem Zusatz «ohne Anrechnung» wird auf eine Berücksich-

tigung des EFB bei Ein- und/oder Austritt verzichtet und ein maximaler EFB zwischen 

400 und 600 CHF pro Person und Monat angesetzt.  

— Die Tarifvarianten mit dem Zusatz «mit Anrechnung» resp. «degressiv» gehen eben-

falls von einem maximalen EFB von 400 bis 600 CHF pro Person und Monat aus . Zu-

sätzlich kommt eine Anrechnung des EFB beim Austritt29 aus der Sozialhilfe zum Tra-

gen. Die Variante «600 degressiv» rechnet den EFB dabei nur zeitlich begrenzt und 

abgestuft an.  

Bei den Varianten «400 ohne Anrechnung», «400 mit Anrechnung», «500 ohne Anrech-

nung» und «500 mit Anrechnung» wird die Höhe des maximalen EFB im Vergleich zum 

heutigen Sozialhilfetarif reduziert. Bei einer entsprechenden Tarifanpassung beträgt der 

maximale EFB nicht mehr wie bisher 600 CHF pro Person und Monat, sondern würde 

neu bei 400 CHF bzw. 500 CHF pro Person und Monat zu liegen kommen.30 Dies hätte 

zur Folge, dass sich die Sozialhilfeleistung für erwerbstätige Unterstützungseinheiten im 

Vergleich zu heute verringert. Arbeitsbemühungen von Sozialhilfebeziehenden würden in 

geringerem Umfang als bisher finanziell honoriert. 

3.2 Auswirkungen auf die Schwellenhöhe  

3.2.1 Entstehung der EFB-Schwelle31 

Heute wird der EFB im Kanton Zürich weder beim Ein- noch Austritt in bzw. aus der So-

zialhilfe berücksichtigt. Das verfügbare Einkommen von Unterstützungseinheiten mit EFB 

liegt folglich über der Anspruchsgrenze (siehe Figur 1). Dadurch entsteht ein Schwellen-

effekt: In Figur 1 ist das Einkommensintervall rot unterlegt, im welchen das verfügbare 

Einkommen ausserhalb der Sozialhilfe geringer ist als das maximal erreichbare verfügba-

re Einkommen innerhalb der Sozialhilfe.  

 
28  Eine Anrechnung des EFB bedeutet, dass der dem Erwerbspensum entsprechende EFB bei der Berechnung des Sozia l-

hilfeanspruchs zur materiellen Grundsicherung (und den zwingenden situationsbedingten Leistungen) hinzugerechnet und 

damit die Anspruchsgrenze erhöht wird.  

29  Eine Anrechnung des EFB beim Eintritt in die Sozialhilfe sieht keine der geprüften Varianten vor.  

30  Ausgehend von einem reduzierten maximalen EFB würde sich auch der anteilsmässige EFB für Unte rstützungseinheiten 

mit einem Teilzeitpensum verringern. 

31  Die Studie behandelt nur die durch den EFB verursachte Schwelle. Die weiteren beim Ein - und Austritt nicht angerechne-

ten Zulagen (IZU, MIZ) können bei Mehrpersonenhaushalten, welche mehrere der genannten Zulagen erhalten, den durch 

den EFB verursachten Schwelleneffekt noch verstärken.  
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«Durch den EFB verursachte Schwelle» 

 
econcept 

Figur 1: Durch den EFB verursachter Schwelleneffekt. 

Ein Erwerbseinkommen innerhalb dieses rot unterlegten Einkommensintervalls ist aus 

finanziellen Aspekten unattraktiv: Hier liegt das Erwerbseinkommen zwar bis zu einigen 

hundert Franken pro Monat32 über der Anspruchsgrenze der Sozialhilfe, womit kein An-

spruch auf Sozialhilfe besteht. Vergleichbare Haushalte innerhalb der Sozialhilfe können 

aber über gleich viel oder mehr finanzielle Mittel verfügen, wenn sie einen EFB erhalten.     

Wie ebenfalls in Figur 1 ersichtlich ist, entfällt der Sozialhilfeanspruch, sobald das Ein-

kommen (Nettoerwerbseinkommen + Familienzulagen + IPV + allfällige Alimente/ALBV + 

weiteres Einkommen) gleich der Anspruchsgrenze ist. Der EFB, welcher bei einem Ein-

kommen unmittelbar unter der Anspruchsgrenze ausgerichtet wird, entspricht dem maxi-

malen Verlust an verfügbarem Einkommen, welcher beim Austritt aus der Sozialhilfe 

möglich ist. Dieser mit dem Austritt aus der Sozialhilfe verbundene maximale Verlust an 

verfügbarem Einkommen wird auch als Schwellenhöhe bezeichnet.  

3.2.2 Berechnung der Schwellenhöhe 

Die Schwellenhöhe entspricht dem EFB, welcher bei einem Einkommen unmittelbar unter 

der Anspruchsgrenze ausgerichtet wird (vgl. nochmals Kapitel 3.2.1). Da der EFB vom 

 
32  Der genaue Betrag ist abhängig von der effektiven Anspruchsgrenze sowie vom Erwerbseinkommen.  

Erwerbseinkommen

Anspruchsgrenze

Nettoerwerbseinkommen + 

Familienzulagen + IPV + 

Alimente(nhilfe) + weiteres 

Einkommen

Anspruch

auf Sozialhilfe

Kein Anspruch auf 

Sozialhilfe

EFB

Verfügbares Einkommen

Verfügbares Einkommen geringer als innerhalb der Sozialhilfe

Schwelle
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Erwerbspensum abhängig ist33, bestimmt somit das Erwerbspensum, mit welchem ein 

Einkommen unmittelbar unter der Anspruchsgrenze erreicht wird, die Schwellenhöhe. 

Dieses Pensum und damit auch die Schwellenhöhe hängen von der Höhe der An-

spruchsgrenze, dem Lohnniveau sowie weiteren Einkommensquellen ab und sind somit 

in der Praxis für jede Unterstützungseinheit individuell. 

Da die Angaben in der Sozialhilfestatistik zu Erwerbspensum und Erwerbseinkommen 

nicht ausreichen34, um die individuelle Schwellenhöhe für jede Unterstützungseinheit zu 

berechnen, ermitteln wir die wahrscheinliche Schwellenhöhe auf der Basis von Modell-

rechnungen. Dabei verwenden wir elf Haushaltstypen (Alleinerziehende, Alleinverdiener -

Paare sowie Zweiverdiener-Paare mit unterschiedlicher Anzahl Kinder).  

Für jeden Haushaltstyp wird das Erwerbspensum berechnet, bei welchen gilt:  

                                                                           

wobei  

               

                                                                       

                    

Für diese Berechnung sind hinsichtlich verschiedener Faktoren weitergehende Annah-

men notwendig. Tabelle 7 fasst zusammen, auf welchen Grundlagen und Annahmen die 

einzelnen Werte, die in die Berechnung einfliessen, beruhen.  

 
33  Der maximale EFB von heute 600 CHF/Mt. wird bei einem Vollzeitpensum zugestanden. Bei Teilzeitarbeit wird der EFB 

entsprechend dem Beschäftigungsumfang reduziert. Er beträgt mindestens 100 CHF/Mt. Die Summe aller Zulagen (EFB, 

IZU, MIZ) pro Unterstützungseinheit ist auf 850 CHF/Mt. begrenzt.  

34  Die Erfassung des korrekten Erwerbspensums ist für viele Erwerbssituationen schwierig, weswegen in der Sozialhilfest a-

tistik relativ grobe Kategorien verwendet werden.  



    /  23 

 

  Grundlagen und Annahmen  Quelle 
E

in
ko

m
m

e
n

 

Nettoerwerbs-

einkommen 

Bestimmung auf Basis der Bruttolöhne in der Grossre-

gion Zürich für die Anforderungsniveaus 3 (Berufs- und 

Fachkenntnisse vorausgesetzt) und 4 (Einfache und 

repetitive Tätigkeiten) sowie den Sozialabzügen ge-

mäss BSV:  

– Der Bruttolohn zu Anforderungsniveau 4 wird mit 

2/3, derjenige zu Anforderungsniveau 3 mit 1/3 ge-

wichtet.  

– Bei Alleinerziehenden werden Frauenlöhne, bei 

Alleinverdienerhaushalten Männerlöhne verwendet. 

Bei Zweiverdienern werden Männerlöhne mit ¾, 

Frauenlöhne mit ¼ gewichtet.  

– Lohnstrukturerhebung des BFS 2010 

(Verzicht auf Teuerungsanpassung, 

da der Landesindex der Konsumen-

tenpreise zwischen 2010 und 2013 

gesunken ist.) 

– Homepage BSV (Januar 2014) 

Familien-

zulagen 

200 CHF pro Kind pro Monat Homepage SVA Zürich  

(Januar 2014) 

Alimen-

te/ALBV 

Medianwert der Alimentenbevorschussung, differen-

ziert nach der Anzahl Kindern 

Sozialbericht Kanton Zürich 2012 

IPV IPV-Tarif 2013 Homepage SVA (Januar 2014) 

M
a

te
ri

e
ll

e
 G

ru
n

d
s

ic
h

er
u

n
g

 

Grundbedarf Grundbedarf gemäss SKOS-Richtlinien 2013 SKOS-Richtlinien 2013 

Wohnkosten Gesamte effektive Wohnkosten, Median je Haushalts-

typ  

Sozialhilfestatistik  

Kanton Zürich 2012 

Medizinische  

Grund-

versorgung  

Krankenkassenprämien:  

Durchschnittsprämie Region 2 (mittlere Prämienhöhe) 

im Kanton Zürich im Jahr 2013. 

Verordnung des EDI über die Durch-

schnittsprämien 2013 der Krankenpfle-

geversicherung für die Berechnung der 

Ergänzungsleistungen 

Franchisen und Selbstbehalte:  

Erwartungswert, Berechnung mit minimaler Franchise 

und  maximalem Selbstbehalt, Unterschied Erwachse-

ne und Kinder ist berücksichtigt.  

BAG, FAQ zur Kostenbeteiligung 

Zahnarztkosten:   

Annahme pauschal: 250 CHF/a pro erwachsene Per-

son, 150 CHF/a pro Kind.  

Annahme pauschal 

S
IL

 u
n

d
 I

P
V

 (
A

n
n

a
h

m
en

 g
ro

s
s

en
te

il
s

 i
d

en
ti

s
ch

) 

Fahrtkosten Pro erwachsene erwerbstätige Person ein ZVV-Jahres-

Abonnement für drei Zonen.  

ZVV-Homepage 

Auswärtige 

Verpflegung 

Pro erwachsene erwerbstätige Person: Gemäss kanto-

nalem Steuerrecht maximal abzugsfähiger Betrag 

(3’200 CHF/a) multipliziert mit dem berechneten Pen-

sum, bei welchem der Sozialhilfeanspruch erlischt.  

Steuerformulare und Wegleitung 2013 

(Selbstgetra-

gene) Fami-

lienergänzen-

de Betreu-

ungskosten 

Annahme pauschal:  

– Alleinerziehende: 4 subventionierte Tage à 15 CHF 

pro Tag pro Kind 

– Zweiverdiener-Paare: 2 subventionierte Tage à 15 

CHF pro Tag pro Kind 

(Für die Ermittlung der IPV wird der Maximalbetrag  

gemäss kantonalem Steuerrecht berücksichtigt.) 

Tarif in Anlehnung an das Elternbei-

tragsreglement der Stadt Winterthur. 

Haftpflicht & 

Hausrat 

Annahme pauschal: 300 CHF/a  Online-Rechner von mehreren Versiche-

rungsanbietern 

Selbstgetra-

gene Kran-

kenkassen-

prämien 

Durchschnittsprämie Region 2 (mittlere Prämienhöhe) 

im Kanton Zürich im Jahr 2013 abzüglich maximale 

IPV.  

– Verordnung des EDI über die Durch-

schnittsprämien 2013 der Kranken-

pflegeversicherung für die Berech-

nung der Ergänzungsleistungen.  

– IPV-Tarif 2013 

Tabelle 7: Annahmen betreffend die Berechnung der Anspruchsgrenze sowie des Erwerbspensums bei Aus-

tritt 
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3.2.3 Ergebnisse zur Schwellenhöhe 

Aufgrund der EFB-Schwelle wird der finanzielle Gegenwert von zusätzlicher Erwerbsar-

beit bei Austritt aus der Sozialhilfe um den vor dem Austritt ausgerichteten EFB reduziert. 

Tabelle 8 auf der folgenden Seite zeigt die Ergebnisse der Berechnungen zur Höhe der 

Schwellen, welche durch die verschiedenen zur Diskussion stehenden Tarifvarianten 

verursacht werden. Die ausgewiesene Schwellenhöhe entspricht dem EFB, der bei dem-

jenigen Erwerbspensum ausgerichtet wird, bei dem gemäss Modellrechnungen ein Aus-

tritt aus der Sozialhilfe möglich wird.    

Die Berechnungen zur erwarteten Schwellenhöhe machen deutlich, dass Tarifvarianten 

ohne Anrechnung des EFB Schwelleneffekte verursachen. Da Unterstützungseinheiten 

mit Kindern die Sozialhilfe in der Regel erst mit einem Erwerbspensum von 75% oder 

mehr verlassen, liegt die Schwellenhöhe jeweils relativ nahe am maximalen EFB. Einze l-

personen können hingegen mit einem deutlich tieferen Erwerbspensum aus der Sozialhil-

fe austreten, weswegen sie mit einer deutlich geringeren Austrittsschwelle konfrontiert 

sind. Die Schwellen sind für Zweiverdiener-Paare jeweils leicht höher als für Paare mit 

nur einem Erwerbseinkommen. Dies liegt daran, dass bei Zweiverdiener-Paaren von zwei 

Tagen familienergänzender Betreuung ausgegangen wird, während bei Alleinverdiener-

Paaren keine familienergänzende Betreuung angenommen wird.  

Bei den Varianten «400 mit Anrechnung» und «500 mit Anrechnung» wird die EFB-

Schwelle und damit auch der durch die Schwelle gesetzte Fehlanreiz für die Sozialhilf e-

beziehenden eliminiert, indem der EFB beim Austritt an die Anspruchsgrenze angerech-

net wird.35 Mit der Tarifvariante «600 degressiv» tritt die EFB-Schwelle zeitlich verzögert 

auf. Da der EFB nach dem Überschreiten der Anspruchsgrenze vorerst für neun Monate 

zu 100% angerechnet wird, wird der Gegenwert zusätzlicher Erwerbsarbeit für diesen 

Zeitraum nicht reduziert. Anschliessend werden der EFB und somit auch der angerechne-

te Betrag schrittweise reduziert, wodurch auch das verfügbare Einkommen innerhalb von 

weiteren neun Monaten schrittweise verringert wird. Die Reduktion entspricht im ungüns-

tigsten Fall der Schwellenhöhe, im besten Fall nur einigen Franken im Monat. Häufig 

dürften Reduktionen um einige hundert Franken vorkommen.   

 

 
35  Da die beiden Varianten jedoch auf eine Anrechnung beim Eintritt verzichten, bleibt eine Benachteiligung von P erso-

nen/Haushalten erhalten, deren monatliches Einkommen nur einige hundert Franken über der heute geltenden A n-

spruchsgrenze liegt, da sie weiterhin gegenüber vergleichbaren Personen/Haushalten in der Sozialhilfe finanziell benac h-

teiligt sind. Vgl. auch Kapitel 3.4.2. 
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Wahrscheinliche EFB-

Schwellenhöhe(A) [CHF/Mt.] 

Tarifvariante 

400  

ohne Anrechnung 

500  

ohne Anrechnung 

600 

ohne Anrechnung 

(Status Quo) 

400  

mit Anrechnung 

500 mit  

Anrechnung 

600 degressiv 

Einzelperson 230  280 340 - - Nach Über-

schreiten der 

heute geltenden 

Anspruchsgren-

ze tritt vorerst 

keine Schwelle 

auf.  

Das verfügbare 

Einkommen 

reduziert sich 

jedoch innerhalb 

der darauffol-

genden 18 Mo-

nate, höchstens 

um den aufge-

führten Betrag.    

340 

Alleinerziehend        

mit einem Kind 310 390 460 - - 460 

mit zwei Kindern  330 410 490 - - 490 

mit drei Kindern 340 430 520 - - 520 

Paar, Alleinverdiener       

ohne Kinder 330 410 500 - - 500 

mit einem Kind 360 450 540 - - 540 

mit zwei Kindern 370 460 550 - - 550 

mit drei Kindern 370 470 560 - - 560 

Paar, Zweiverdiener        

ohne Kinder 350 430 520 - - 520 

mit einem Kind 390 480 580 - - 580 

mit zwei Kindern 400 500 590 - - 590 

mit drei Kindern 420 520 620 - - 620 

Tabelle 8: Wahrscheinliche EFB-Schwellenhöhe 
(A) 

Entspricht der wahrscheinlichen Höhe des EFB beim Austritt aus der Sozialhilfe, die auf Basis des Pensums beim Austritt aus der Sozialhilfe berechnet werden kann. Die weiteren 

beim Ein- und Austritt nicht angerechneten Zulagen (IZU, MIZ) können bei Mehrpersonenhaushalten, welche mehrere der genannten Zulagen erhalten, den durch den EFB verursach-

ten Schwelleneffekt verstärken. Quelle: Eigene Modellrechnungen.  

 



26  /  3 Vergleich von Tarifvarianten 

 

Die Wirkung des Schwelleneffekts und die Bedeutung der Schwellenhöhe werden nach-

folgend an einem Beispiel noch im Detail erläutert: 

Beispiel 

Gemäss Modellrechnungen tritt eine Alleinerziehende mit zwei Kindern bei einem Erwerbspensum von 82% 

aus der Sozialhilfe aus. Bei einem maximalen EFB von 600 CHF/Mt. sinkt ihr verfügbares Einkommen beim 

Überschreiten der Anspruchsgrenze (das heisst bei Erhöhung des Erwerbspensums von 81% auf 82%) und 

den damit verbundenen Austritt aus der Sozialhilfe um rund 490 CHF/Mt. (vgl. ockeres Feld in Tabelle 8). Dies 

ist der maximale Betrag, um den sich der finanzielle Gegenwert von zusätzlicher Erwerbsarbeit durch das 

Überschreiten der Anspruchsgrenze bzw. durch den Austritt aus der Sozialhilfe reduzieren kann. 36  

Bei einem Vollzeitnettoerwerbseinkommen von 3’650 CHF/Mt. führt eine Pensumserhöhung dieser Alleinerzi e-

henden mit zwei Kindern von 80% auf 100% zu rund 730 CHF/Mt. zusätzlichem Erwerbseinkommen. Das 

verfügbare Einkommen steigt aber nur um rund 250 CHF/Mt., da der vor dem Sozialhilfeaustritt ausgerichtete 

EFB von 480 CHF/Mt. wegfällt. Bei einer Pensumssteigerung von 50% auf 100% ist der Ef fekt geringer: Der 

Einkommensanstieg von 1’850 CHF/Mt. wird um den vor dem Austritt ausgerichteten EFB von 300 CHF/Mt. 

auf 1’550 CHF/Mt. reduziert. 

3.3 Auswirkungen auf die Verweildauer  

Mangels Grundlagen ist es nicht möglich, die Auswirkungen der verschiedenen Tarifvari-

anten auf die Verweildauer in der Sozialhilfe zu quantifizieren. Grundsätzlich ist jedoch 

davon auszugehen, dass die Tarifvarianten mit Anrechnung des EFB beim Austritt  («400 

mit Anrechnung», «500 mit Anrechnung») die Verweildauer von Unterstützungseinheiten 

mit Erwerbstätigen verlängern, da durch die Anrechnung des EFB beim Austritt die inner-

halb der Sozialhilfe geltende Anspruchsgrenze erhöht wird. Damit führt eine Verbesse-

rung der finanziellen Situation seltener zu einem Austritt.37 Dies gilt auch für die Tarifvari-

ante «600 degressiv», auch wenn aufgrund der schrittweisen Reduktion des EFB (und 

damit auch des angerechneten Betrages) die Verlängerung geringer ausfallen dürfte als 

bei den Tarifvarianten mit voller Anrechnung des EFB. 

Bei den zur Diskussion stehenden Tarifvarianten ohne Anrechnung des EFB («400 mit 

Anrechnung», «500 mit Anrechnung») ist eher nicht mit einer Verlängerung der Verweil-

dauer in der Sozialhilfe zu rechnen, da die heute geltende Anspruchsgrenze beibehalten 

wird. Von einer Verlängerung der Verweildauer wäre nur auszugehen, wenn die Attrakt i-

vität von Erwerbsarbeit durch die Senkung des EFB auf 400 resp. 500 CHF/Mt. für die 

Sozialhilfebeziehenden massgeblich eingeschränkt würde. Wie hoch der EFB mindestens 

angesetzt werden muss, damit ein finanzieller Anreiz wirkt, lässt sich jedoch aufgrund der 

heutigen Informationslage nicht beurteilen.  

 
36  Anzumerken ist, dass der finanzielle Gegenwert von Erwerbsarbeit durch das Zusammenspiel verschiedener Transfersys-

teme noch weiter reduziert wird: Durch zusätzliches Erwerbseinkommen sinken die Leistungen von Prämienverbilligung 

und Alimentenbevorschussung, während Steuern und Kinderbetreuungskosten steigen.  

37  Trotz der wahrscheinlichen Verlängerung der Verweildauer müssen die Tarifvarianten mit Anrechnung des EFB beim 

Austritt nicht zwingend zu Mehrkosten führen, da sich mit Blick auf die Kosten verschiedene Effekte überlagern können 

(vgl. Kapitel 3.5). 
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3.4 Betroffene Personengruppen und Auswirkungen auf die Fallzahlen 

Der im heute geltenden Sozialhilfetarif angelegte Schwelleneffekt tangiert einerseits ei-

nen Teil der Sozialhilfeempfänger/innen, andererseits aber auch Haushalte ausserhalb 

der Sozialhilfe. In Anlehnung an frühere Studien (Ott et al. 2010, Neukomm et al. 2012) 

teilen wir die von der EFB-Schwelle betroffenen Personen und Haushalte für die weitere 

Analyse in die folgenden Gruppen ein:  

— Anreizlimitierte: Unterstützungseinheiten in der Sozialhilfe, welche aufgrund der EFB-

Schwelle einem Fehlanreiz ausgesetzt sind. Die Erhöhung ihres Erwerbseinkommens 

kann zum Überschreiten der EFB-Schwelle führen, was sich negativ auf das verfüg-

bare Einkommen auswirkt.    

— Benachteiligte: Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe, welche weniger finanzielle Mittel 

zur Verfügung haben als vergleichbare Haushalte innerhalb der Sozialhilfe mit gerin-

gerem Erwerbseinkommen.  

Eine Anpassung des Sozialhilfetarifs gemäss den verschiedenen diskutierten Varianten 

hat sowohl auf die Anzahl Anreizlimitierter innerhalb der Sozialhilfe als auch auf die An-

zahl Benachteiligter ausserhalb der Sozialhilfe direkte Auswirkungen. Eine Anrechnung 

des EFB bei Austritt kann zudem zu zusätzlichen Working Poor-Haushalten in der Sozi-

alhilfe führen.  

— Zusätzliche Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe: Wird eine Tarifvariante mit 

Anrechnung des EFB beim Austritt eingeführt und damit die Anspruchsgrenze für Un-

terstützungseinheiten mit Erwerbstätigen verschoben, werden sich zukünftig zusätzli-

che Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe befinden, welche gemäss heute gel-

tendem Tarif nicht anspruchsberechtigt sind.   

Die Anzahl Anreizlimitierter wird auf Basis der Sozialhilfestatistik des BFS, die Anzahl 

Benachteiligter und der zusätzlichen Working Poor-Haushalte auf Basis der Steuerkom-

ponentenstatistik des Kantons Zürich geschätzt.  

3.4.1 Anreizlimitierte   

Die EFB-Schwelle wirkt im Hinblick auf einen Teil der Unterstützungseinheiten in der 

Sozialhilfe anreizlimitierend, indem nur ein limitierter Anreiz für zusätzliche Erwerbsarbeit 

besteht. Betroffen sind Sozialhilfeempfänger/innen, welche bereits erwerbstätig sind und 

durch zusätzliche (oder allenfalls andere) Erwerbsarbeit ein so hohes Erwerbseinkom-

men erzielen, dass die Unterstützungseinheit den Sozialhilfeanspruch und damit auch 

den EFB sowie allenfalls weitere Zulagen verliert. Alle übrigen Sozialhilfeempfän-

ger/innen sind durch den EFB-Schwelleneffekt nicht tangiert.38  

 
38  Personen, die noch nicht erwerbstätig sind, können sich bzw. ihre Unterstützungseinheit durch die Aufnahme einer E r-

werbstätigkeit nur dann schlechter stellen, wenn sie selbst oder andere Personen in ihrer Unterstützungseinheit eine IZU 

und/oder MIZ erhalten und mit der Aufnahme der Erwerbstätigkeit der Sozialhilfeanspruch und damit auch die IZU oder 

MIZ entfallen. Im ungünstigsten Fall kann die Unterstützungseinheit so finanzielle Mittel im Umfang von 400 CHF/Mt. ve r-

lieren. Führt die Erwerbstätigkeit hingegen nicht zum Austritt, setzt der EFB einen Erwerbsanreiz. Dabei handelt es sich 
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Die Anzahl der durch die EFB-Schwelle anreizlimitierter Unterstützungseinheiten lässt 

sich auf Basis der Sozialhilfestatistik des BFS schätzen, wobei Individualdaten des Kan-

tons Zürich für das Jahr 2012 verwendet werden. Als Grundlage für die Schätzung die-

nen Kriterien, welche die anreizlimitierten Unterstützungseinheiten charakterisieren (Ott 

et. al 2010; Neukomm et al. 2012). Diese Kriterien wurden anhand der Variablen der So-

zialhilfestatistik neu operationalisiert und teilweise verfeinert (vgl. Tabelle 9).  

Kriterien zur Schätzung der Anzahl Anreizlimitierter  

Kriterium  Operationalisierung auf Basis der Sozialhilfestatistik  

Zusätzliche  

Erwerbstätigkeit nicht 

ausgeschlossen  

– Schweizer/in, B-, C-, L-Bewilligung (Antragsteller/in und/oder Partner/in) 

– Antragsteller und/oder Partner/in ist im Erwerbsalter 

– Antragsteller/in oder Partner/in ist nicht bereits vollzeiterwerbstätig oder hat mehre-

re Stellen  

– Keine pflegebedürftige Person im Haushalt 

– Kein zwingender Grund für Teilzeiterwerbstätigkeit (in Ausbildung, Behinde-

rung/Unfall, Krankheit, Haushalt/familiäre Gründe, Nebentätigkeit)  

– Keine Alkohol oder Drogenberatung oder Beratung durch psychiat-

risch/psychologischen Dienst 

– Antragsteller/in ist nicht in stationären Einrichtungen oder ohne feste Unterkunft  

– Keine Vermittlung in Wohngruppe oder zur Unterbringung in stationäre Einrichtung  

– Bei Personen ohne Partner im Erwerbsalter: Keine IV-Rente oder IV-

Eingliederungsmassnahme (ja oder in Abklärung) 

– Bei Personen mit Partner im Erwerbsalter: Keine IV-Rente oder IV-

Eingliederungsmassnahme (ja oder in Abklärung) und Partner nicht bereits mit über 

50% erwerbstätig 

– Erwerbsstatus von Antragsteller/in und/oder Partner/in nicht gleich  

 in der Lehre 

 in Ausbildung 

 Haushalt, familiäre Gründe 

 Rentner/in 

 Vorübergehend arbeitsunfähig 

 Dauerinvalidität 

 Keine Chance auf dem Arbeitsmarkt 

Einstieg in der Arbeits-

markt ist bereits gelungen 

Antragsteller/in und/oder Partner/in ist teilzeiterwerbtätig 

Austritt durch zusätzliche 

Erwerbsarbeit möglich  

Das bei Vollzeiterwerbstätigkeit von Antragsteller/in und Partner/in «theoretisch er-

reichbare Einkommen»(A) ist grösser oder gleich dem Bruttobedarf. Wenn ein Austritt 

durch zusätzliche Erwerbstätigkeit möglich ist, kann sich die Unterstützungseinheit in 

einem System ohne Anrechnung des EFB durch zusätzliche Erwerbsarbeit schlechter 

stellen. 

Tabelle 9: Kriterien zur Schätzung der Anzahl Anreizlimitierter und Operationalisierung anhand der Variablen 

der Sozialhilfestatistik des BFS. 
(A)

 Das «erreichbare Einkommen» wird auf Basis der Löhne in der Grossregion Zürich (Lohnstruk-

turerhebung BFS) für die Anforderungsniveaus 3 (Berufs- und Fachkenntnisse vorausgesetzt) und 

4 (Einfache und repetitive Tätigkeiten) berechnet. Der Bruttolohn zu Anforderungsniveau 4 wird 

mit 2/3, derjenige zu Anforderungsniveau 3 mit 1/3 gewichtet. Bei Alleinerziehenden werden Frau-

enlöhne, bei Alleinverdienerhaushalten Männerlöhne verwendet. Bei Zweiverdienern werden 

Männerlöhne mit ¾, Frauenlöhne mit ¼ gewichtet. Unterstützungseinheiten werden als Zweiver-

dienerhaushalte klassiert, wenn Antragsteller/in und Partner/in teilzeiterwerbstätig sind.  

Gemäss der vorgenommenen Schätzung ist davon auszugehen, dass von 23’204 Sozial-

hilfefällen im Jahr 2012 rund 2’400 (ca. 10%) mit einem durch die EFB-Schwelle verur-

sachten Fehlanreiz konfrontiert und damit anreizlimitiert sind. Die Anzahl Anreizlimitierter 
                                                                                                                                                       

um einen Schwelleneffekt, der unabhängig vom EFB-Schwelleneffekt auftritt, weswegen wir ihn im Rahmen des vorlie-

genden Projektes nicht weiter analysieren.   
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ist unabhängig von der Schwellenhöhe. Sie ist folglich für alle betrachteten Tarifvarian-

ten, welche eine Schwelle verursachen (alle Tarifvarianten ohne Anrechnung sowie die 

Variante «600 degressiv»), gleich gross. Bei den Tarifvarianten mit Anrechnung (Tarifva-

rianten «400 mit Anrechnung», «500 mit Anrechnung») wird die EFB-Schwelle eliminiert 

und die heute bestehende Anreizlimitierung aufgehoben.  

3.4.2 Benachteiligte 

Die im heutigen System bestehende EFB-Schwelle führt dazu, dass Haushalte in einem 

bestimmten niedrigen Einkommensbereich, aber ohne Sozialhilfeanspruch weniger finan-

zielle Mittel zur Verfügung haben als vergleichbare Haushalte mit EFB innerhalb der So-

zialhilfe (siehe vorne Figur 1). Dies betrifft Haushalte, deren Einkommen zwar über der 

Anspruchsgrenze der Sozialhilfe liegt, jedoch geringer ist als die Anspruchsgrenze zu-

züglich des EFB, welcher erwerbstätigen Sozialhilfeempfänger/innen in vergleichbaren 

Familien- und Erwerbsverhältnissen zugestanden wird. Somit sind manche Haushalte 

ausserhalb der Sozialhilfe gegenüber vergleichbaren Haushalten innerhalb der Sozialhi l-

fe benachteiligt.    

Die Anzahl Benachteiligte wird anhand der Steuerkomponentenstatistik des Kantons Zü-

rich geschätzt, wobei wiederum die bereits in Kapitel 3.2 erläuterten Annahmen zu An-

spruchsgrenze, Pensum beim Sozialhilfeaustritt und Steuern zugrunde gelegt werden. 

Ermittelt wird die Anzahl derjenigen Haushalte, welche um mindestens 100 CHF/Mt. 

schlechter gestellt sind als vergleichbare Haushalte innerhalb der Sozialhilfe.   

Tabelle 10 zeigt die Ergebnisse der Schätzung: In der heutigen Situation (Tarifvariante 

«600 ohne Anrechnung») gehen wir davon aus, dass rund 6’500 – 8’100 Steuerhaushalte 

(ca. 1% aller Steuerhaushalte im Kanton Zürich) gegenüber vergleichbaren Haushalten , 

welche Sozialhilfe erhalten, benachteiligt sind. Je tiefer der maximale EFB ist, umso ge-

ringer ist die Anzahl benachteiligter Haushalte. Bei einem maximalen EFB von 400 

CHF/Mt. liegt sie noch bei rund 2’100 bis 3’900 Steuerhaushalten. 

Bei den Tarifvarianten mit Anrechnung des EFB beim Ausritt  liegt die geschätzte Anzahl 

benachteiligter Haushalte leicht tiefer als bei den Varianten mit identischem maximalen 

EFB, aber ohne Anrechnung beim Austritt. Grund dafür ist, dass durch die Anrechnung 

des EFB beim Austritt die Anzahl Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe tendenziell 

ansteigen wird (vgl. dazu auch Kapitel 3.4.3).   
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Tarifvariante Geschätzte Anzahl benachteiligte Haushalte 

400 ohne Anrechnung 2’100 - 3’900 

500 ohne Anrechnung 4’400 -  6’400 

600 ohne Anrechnung 6’500 - 8’100 

400 mit Anrechnung  1’500 - 3’800 

500 mit Anrechnung 3’700 - 6’300 

600 degressiv 5’600 - 7’900 

Tabelle 10: Geschätzte Anzahl Haushalte, welche gegenüber vergleichbaren Haushalten in der Sozialhilfe um 

mindestens 100 CH/Mt. schlechter gestellt sind. Aufgrund der für die Steuern relevanten Haus-

haltsdefinition sind die Angaben als Grössenordnung zu interpretieren. In jedem Fall aber ist die 

Anzahl der Benachteiligten umso höher, je grösser der maximale EFB: Quellen: Eigene Auswer-

tungen Steuerkomponentenstatistik 2007, eigene Modellrechnungen. Alle verwendeten Tarife 

(Steuern, IPV, etc.) gelten für das Jahr 2012. Teuerung und Bevölkerungswachstum von 2007 bis 

2012 wurden berücksichtigt. 

Insgesamt kann die auf Basis der Steuerkomponentenstatistik ermittelte Anzahl benach-

teiligter Haushalte nur als ungefähre Grössenordnung verstanden werden. Der Grund 

hierfür liegt in der für die Steuern relevanten Haushaltsdefinition, die in vielen Fällen die 

reale Lebenssituation nicht zu erfassen vermag, wodurch die aus der Steuerkomponen-

tenstatistik herauslesbare finanzielle Situation in vielen Fällen nicht der wirklichen finan-

ziellen Situation entspricht. Insbesondere werden volljährige Kinder, welche noch bei 

ihren Eltern wohnen und/oder von ihnen unterstützt werden sowie Konkubinatspartner als 

Alleinlebende erfasst, wodurch ihre finanzielle Situation auf Basis der Steuerkomponen-

tenstatistik tendenziell schlechter erscheint als sie in Wirklichkeit ist.  

3.4.3 Zusätzliche Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe  

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die zur Diskussion stehenden Tarifvarianten 

«400 mit Anrechnung» und «500 mit Anrechnung», welche eine Anrechnung des EFB 

beim Austritt vorsehen, mittel- und langfristig dazu führen, dass sich im Vergleich zur 

heutigen Situation zusätzliche Working Poor-Haushalte39 in der Sozialhilfe befinden wer-

den. Dafür sprechen zwei Gründe:  

— Die Anrechnung des EFB beim Austritt führt für Personen bzw. Haushalte, welche 

bereits Sozialhilfe beziehen, zu einer Erhöhung der Anspruchsgrenze. Dies hat zur 

Folge, dass sich die Bezugsdauer von Unterstützungseinheiten mit Erwerbstätigen 

tendenziell verlängern wird, da eine Verbesserung der finanziellen Situation seltener 

zu einem Austritt führt.  

— Für Personen bzw. Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe verändert sich die An-

spruchsgrenze zwar nicht, jedoch dürfte die relativ hohe Dynamik40 im Bereich der 

 
39  Wir bezeichnen diese zusätzlichen Sozialhilfefälle als zusätzliche Working Poor-Haushalte, da es sich um zusätzliche 

Fälle handelt, deren (Erwerbs-)einkommen so hoch ist, dass sie im heutigen System nicht anspruchsberechtigt sind. Ihr 

Anspruch entspricht höchstens dem maximalen EFB bzw. der Zulagenobergrenze von 850 CHF/Mt. pro Unterstützungs-

einheit.  

40 Die Eintritts- und Austrittsquote liegt je bei rund 1/3. Somit treten jedes Jahr rund 8’000 Unterstützungseinheiten in die 

Sozialhilfe ein, für welche währen und nach dem Sozialhilfebezug die innerhalb der Sozialhilfe geltende Anspruchsgrenze 

relevant ist.    
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Sozialhilfe dazu führen, dass ein Teil der Haushalte, deren Einkommen über der aus-

serhalb der Sozialhilfe geltenden, aber unter der innerhalb der Sozialhilfe geltenden 

Anspruchsgrenze liegt, durch eine temporäre Verschlechterungen der finanziellen Si-

tuation (beispielsweise durch Arbeitslosigkeit) in die Sozialhilfe eintreten. Verbessert 

sich die finanzielle Situation wieder, ist nun die innerhalb der Sozialhilfe geltende An-

spruchsgrenze massgebend. 

Die durch die Elimination der Austrittsschwelle bewirkte Verschiebung der innerhalb der 

Sozialhilfe geltenden Anspruchsgrenze führt folglich dazu, dass in Zukunft Haushalte im 

Einkommensbereich zwischen der innerhalb der Sozialhilfe geltenden und der ausserhalb 

der Sozialhilfe geltenden Anspruchsgrenze Sozialhilfe beziehen werden, die heute nicht 

anspruchsberechtigt sind.  

Die Anzahl dieser Working Poor-Haushalte, welche aufgrund der Anrechnung des EFB 

beim Austritt neu in der Sozialhilfe sein werden, kann auf Basis der Steuerkomponenten-

statistik und den durchgeführten Modellrechnungen (vgl. Kapitel 3.2.2) geschätzt werden: 

Für die beiden Tarifvarianten mit Anrechnung des EFB wird dabei beim Austritt die An-

zahl Steuerhaushalte ermittelt, deren Einkommen über der ausserhalb der Sozialhilfe 

geltenden, aber unter der innerhalb der Sozialhilfe geltenden Anspruchsgrenze liegt. Lei-

der lässt sich hieraus nicht direkt auf die Anzahl zusätzlicher Working Poor-Haushalte in 

der Sozialhilfe schliessen: Perrez 2008 hat gezeigt, dass die Anzahl Steuerhaushalte, 

deren Einkommen gemäss Komponentensteuerstatistik unterhalb der Anspruchsgrenze 

der Sozialhilfe liegt, deutlich grösser ist als die Anzahl sozialhilfebeziehenden Unterstü t-

zungseinheiten.  

Für die Schätzung der Anzahl zusätzlicher Working Poor-Haushalte wird deswegen ein 

«Umrechnungsfaktor» benötigt, mit welchem die Anzahl zusätzlicher anspruchsberechtig-

ter Steuerhaushalte in die Anzahl zusätzlicher leistungsbeziehender Unterstützungsein-

heiten umgerechnet werden kann. Wird der EFB beim Ein- und Austritt angerechnet, 

verwenden Perrez (2008) und Ott et al. (2010) für diese Umrechnung einen Faktor von 

0.05 - 0.2, welcher der vorhanden grossen Unsicherheitsbereich abbildet. Da die in die-

sem Bericht betrachteten Varianten den EFB nur beim Austritt anrechnen, ist von einem 

deutlich reduzierten Umrechnungsfaktor auszugehen. Wir setzen ihn für die Auswertun-

gen bei 0.01 – 0.05 an. Eine empirische Prüfung dieses Umrechnungsfaktors ist jedoch 

mangels Grundlagen nicht möglich.  

Tabelle 11 zeigt die Ergebnisse der Schätzung: Bei einem EFB von 400 CHF/Mt. und der 

Anrechnung beim Austritt ist mit rund 100 bis 600 zusätzlichen Working Poor-Haushalten 

in der Sozialhilfe zu rechnen. Bei einem EBF von 500 CHF/Mt. und der Anrechnung beim 

Austritt sind es rund 100 bis 700.  



32  /  3 Vergleich von Tarifvarianten 

 

Tarifvariante 

Geschätzte Anzahl zusätzlicher Working Poor-Haushalte  

in der Sozialhilfe 

400 ohne Anrechnung 0 

500 ohne Anrechnung 0 

600 ohne Anrechnung 0 

400 mit Anrechnung  100 - 600 

500 mit Anrechnung 100 - 700 

600 degressiv 50 - 200 

Tabelle 11: Geschätzte Anzahl zusätzlicher Working Poor-Haushalte, die sich im Vergleich zu heute zusätz-

lich in der Sozialhilfe befinden, bei einer kantonalen Bevölkerung von rund 1.4 Mio. Quellen: Ei-

gene Auswertungen Steuerkomponentenstatistik 2007, eigene Modellrechnungen. Alle verwende-

ten Tarife (Steuern, IPV, etc.) gelten für das Jahr 2012. Teuerung und Bevölkerungswachstum 

von 2007 bis 2012 wurden berücksichtigt.  

Die Variante «600 degressiv» rechnet den EFB nur temporär und teilweise an, wodurch 

die Anspruchsgrenze lediglich temporär und in geringerem Ausmass verschoben wird. 

Deswegen ist im Vergleich zu den anderen Varianten mit einer geringeren Anzahl zusätz-

licher Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe zu rechnen. Die in Tabelle 11 ausgewie-

senen 50 bis 200 zusätzliche Working Poor-Haushalten entsprechen einem Viertel der 

Anzahl Working Poor-Haushalte, mit welchen bei einem maximalen EFB von 600 

CHF/Mt. und einer zeitlich unbegrenzten, vollständigen Anrechnung beim Austritt zu 

rechnen wäre.        

Insgesamt ist also davon auszugehen, dass durch die Anrechnung des EFB beim Austritt 

mittelfristig zusätzliche Working Poor-Haushalte Leistungen der Sozialhilfe beziehen 

werden, wobei es sich aufgrund des vorhandenen Erwerbseinkommens mehrheitlich um 

Unterstützungsleistungen von wenigen hundert Franken pro Monat handeln dürfte. Man-

gels adäquaterer Grundlagen wurde die Anzahl dieser zusätzlichen Leistungsbeziehen-

den auf Basis der Komponentensteuerstatistik geschätzt, weswegen die Ergebnisse nur 

als ungefähre Grössenordnung zu interpretieren sind.  

3.5 Auswirkungen auf die Sozialhilfekosten 

3.5.1 Vorgehen und Szenarien 

Ob die verschiedenen zur Diskussion stehenden Tarifvarianten für die Sozialhilfe jeweils 

zu Mehr- oder Minderkosten führen, hängt davon ab,  

— ob und in welchem Ausmass eine Senkung des Einkommensfreibetrages von heute 

600 auf 500 oder 400 CHF/Mt. zu einem Rückgang der Erwerbstätigkeit der Sozialhi l-

feempfänger/innen führt,  

— ob und in welchem Ausmass die heute vorhandene Austrittsschwelle tatsächlich zu-

sätzliche Erwerbstätigkeit verhindert (respektive inwiefern die Elimination der EFB-

Schwelle den Umfang der Erwerbstätigkeit der Sozialhilfeempfänger/innen beein-

flusst),    
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— und wie viele zusätzliche Sozialhilfefälle die (mit der EFB-Anrechnung beim Austritt 

verbundene) Verschiebung der Anspruchsgrenze generiert (vgl. Kapitel 3.4.3).  

Um die Mehr- oder Minderkosten der betrachteten Tarifvarianten zu schätzen, müssen 

folglich zu jedem dieser drei Punkte mögliche Referenzwerte für die Berechnung be-

stimmt oder, wenn dies nicht möglich ist, Annahmen getroffen werden. Insbesondere zu 

den mit der Änderung der Anreizsetzung verbundenen Verhaltensänderungen (Ausmass 

der Ausweitung der Erwerbstätigkeit aufgrund Elimination der EFB-Schwelle, Ausmass 

der Reduktion der Erwerbstätigkeit aufgrund Senkung des EFB) ist bisher keine Grundla-

ge vorhanden, weswegen nur begründete Annahmen möglich sind. Da sowohl grundla-

genbasierte Referenzwerte als auch Annahmen Unsicherheiten aufweisen, werden der 

Kostenabschätzung Szenarien zugrunde gelegt, welche das wahrscheinliche Spektrum 

möglicher Kostenfolgen der verschiedenen Tarifvarianten aufzeigen41:  

— Szenario «Ohne Verhaltensänderung»: Die Sozialhilfebeziehenden reagieren nicht 

auf die veränderte Anreizsetzung und sind im gleichen Umfang wie bisher erwerbstä-

tig. 

— Szenario «Verhaltensänderung Best-Case»: Die Elimination der EFB-Schwelle führt 

zu einem Anstieg der Erwerbstätigkeit in der Sozialhilfe. Die Senkung des maximalen 

EFB hat hingegen keine Wirkung.       

— Szenario «Verhaltensänderung Worst-Case»: Die Senkung des maximalen EFB führt 

zur Abnahme der Erwerbstätigkeit in der Sozialhilfe. Die Elimination der EFB-

Schwelle hat hingegen keine Wirkung.  

Eine detaillierte Beschreibung der Szenarien sowie eine Übersicht zu den als Grundlage 

für die Schätzung der Kostenfolgen für die Sozialhilfe verwendeten Referenzwerte und 

Annahmen bietet Tabelle 12.  

 

 
41  Da die zur Diskussion stehenden Tarifvarianten unterschiedliche Änderungen am Tarif vorsehen, fallen bei manchen 

Varianten zwei der Szenarien zusammen. 
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 Grundlagen und Referenzwerte Annahmen Szenarien(A)  

Einfluss der 

Senkung des 

maximalen EFB 

von 600 auf 400 

bzw. 500 CHF/Mt. 

auf die Erwerbs-

tätigkeit der So-

zialhilfeempfän-

ger/innen 

Auswertung Sozialhilfestatistik:  Von der Senkung des 

EFB sind nur Unterstützungseinheiten betroffen, bei welchen 

Antragsteller/in und/oder Partner/in erwerbstätig sind. Dies 

betrifft heute rund  7’300 Unterstützungseinheiten (ca. 1/3 

aller Unterstützungseinheiten). 

Literatur (vgl. Kapitel 2): Auf Basis der gesichteten Literatur 

ist davon auszugehen, dass zumindest ein Teil der  Sozialhi l-

feempfänger/innen auf finanzielle Anreize reagieren kann und 

auch reagiert. Folglich ist anzunehmen, dass der EFB Er-

werbstätigkeit fördert. Wie hoch der EFB jedoch sein muss, 

damit die gewünschte Wirkung eintritt, und wie sensitiv die 

Betroffenen auf eine Senkung reagieren, lässt sich aus den 

bestehenden Studien nicht ableiten.  

– Durch die Senkung des maximalen EFB sinkt für rund die 

7’300 Unterstützungseinheiten die finanzielle Attraktivität von 

Erwerbsarbeit, was allerdings nicht zwingend bedeutet, dass 

sie den Umfang ihrer Erwerbstätigkeit reduzieren.   

– Da die finanziellen Mittel der Sozialhilfeempfänger/innen 

stark beschränkt sind, gehen wir davon aus, dass auch ein 

maximaler EFB von 400 oder 500 CHF/Mt. noch einen spür-

baren und wirkungsvollen Erwerbsanreiz setzt. Eine Senkung 

des EFB von 600 auf 400 bzw. 500 CHF/Mt. dürfte entspre-

chend nur einen geringen Einfluss auf die Erwerbstätigkeit 

der Sozialhilfeempfänger/innen haben.  

Keine Verhaltensänderung/Best-Case: Die Senkung des 

maximalen EFB von 600 auf 500 oder 400 CHF/Mt. hat keinen 

Einfluss auf den Umfang der Erwerbstätigkeit der Sozialhilfe-

empfänger/innen.  

Worst-Case: Durch die Senkung des maximalen EFB von 600 

auf 500 bzw. 400 CHF/Mt. sinkt das Erwerbspensum von 3’650 

Unterstützungseinheiten (= Hälfte der 7’300 Unterstützungsein-

heiten mit erwerbstätigen Antragsteller/innen und/oder Part-

ner/innen) um durchschnittlich 5 bzw. 10 Prozentpunkte.  

Einfluss der Eli-

mination der 

EFB-Schwelle auf 

die Erwerbstätig-

keit der Sozialhil-

feempfän-

ger/innen 

Auswertung Sozialhilfestatistik: Höchstens 2’400 Unter-

stützungseinheiten (ca. 11% aller Unterstützungseinheiten) 

sind heute durch die vorhandene EFB-Schwelle anreizlimitiert 

und potentiell in der Lage ihre Erwerbstätigkeit auszuweiten. 

Folglich weiten höchstens 2’400 Unterstützungseinheiten ihre 

Erwerbstätigkeit aus, wenn die EFB-Schwelle eliminiert wird. 

Bei diesen 2’400 Unterstützungseinheiten beträgt der mittlere 

Beschäftigungsgrad (Median) von Antragsteller/innen und 

Partner/innen jeweils rund 50%.  

Literatur (vgl. Kapitel 2): Auf Basis der gesichteten Literatur 

ist davon auszugehen, dass zumindest ein Teil der  Sozialhi l-

feempfänger/innen auf finanzielle Anreize reagieren kann und 

auch reagiert. Folglich lässt sich annehmen, dass die Elimi-

nation der EFB-Schwelle tendenziell zu zusätzlicher Erwerbs-

tätigkeit führt.   

– Höchstens 2’400 Unterstützungseinheiten weiten ihre Er-

werbstätigkeit aufgrund der Elimination der Austrittsschwelle 

aus. Wie gross die Ausweitung ist, lässt sich auf Basis der 

verfügbaren Grundlagen nicht abschätzen. Die Werte für 

Best- und Worst-Case-Szenario werden so definiert, dass sie 

ein weites Spektrum von denkbaren Kostenfolgen aufzeigen. 

Dabei orientieren wir uns am aktuellen mittleren Beschäfti-

gungsgrad. 

– Da wir davon ausgehen, dass eine Einkommenszunahme 

heute stärker gewichtet wird als ein Einkommensverlust zu 

einem späteren Zeitpunkt, nehmen wir an, dass die zeitliche 

Verschiebung und Stufung der EFB-Schwelle (Tarifvariante 

«600 degressiv») die Attraktivität von zusätzlicher Erwerbs-

arbeit im Vergleich zu heute erhöht.   

 

Best-Case: Durch die Elimination der EFB-Schwelle erhöht 

sich das Erwerbspensum von rund 1’200 Unterstützungseinhei-

ten (= Hälfte der 2’400 anreizlimitierten Unterstützungseinhei-

ten) um durchschnittlich 10%. Tritt die EFB-Schwelle zeitlich 

verzögert und abgestuft auf (Tarifvariante «600 degressiv») 

erhöht sich das Erwerbspensum von rund 1’200 Unterstüt-

zungseinheiten (= Hälfte der 2’400 anreizlimitierten Unterstüt-

zungseinheiten) um durchschnittlich 5%. 

Keine Verhaltensänderung/Worst-Case: Die Elimination der 

Austrittschwelle hat keinen Einfluss auf den Umfang der Er-

werbstätigkeit der Sozialhilfeempfänger/innen.   

Zusätzliche Wor-

king Poor-

Haushalte in der 

Sozialhilfe durch 

die (mit Anrech-

nung des EFB 

beim Austritt) 

Verschiebung 

der Anspruchs-

grenze 

Auswertung Steuerkomponentenstatistik: Auf Basis der 

Steuerkomponentenstatistik lässt sich die Anzahl zusätzlicher 

Working Poor-Haushalte grob schätzen, wobei der Unsicher-

heitsbereich sehr gross ist: Je nach Höhe des maximalen 

EFB  führt die Elimination der EFB-Schwelle zu rund 100-700 

zusätzlichen Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe. (vgl. 

auch Kapitel 3.4.3)    

– Bei einem maximalen EFB von 400 CHF/Mt. führt die An-

rechnung des EFB beim Austritt zu 100 bis 600 zusätzlichen 

Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe. 

– Bei einem maximalen EFB von 500 CHF/Mt. führt die An-

rechnung des EFB beim Austritt zu 100 bis 700 zusätzlichen 

Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe.   

– Bei einem maximalen EFB von 600 CHF/Mt. führt die tempo-

rär abgestufte Anrechnung beim Austritt zu rund 50 bis 200 

zusätzlichen Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe. 

Alle Szenarien:  

Bei einem maximalen EFB von 400 bzw. 500 CHF/Mt. führt die 

Anrechnung des EFB zu rund 100 - 600 bzw. 100 - 700 zusätz-

lichen Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe. Bei einem 

maximalen EFB von 600 CHF/Mt. führt die temporär abgestufte 

Anrechnung zu rund 50 - 200 zusätzlichen Working Poor-

Haushalten in der Sozialhilfe. 

 

Tabelle 12:  Annahmen zu der Ermittlung der Mehr- oder Minderkosten der verschiedenen betrachteten Tarifvarianten.  
(A)

 Da die zur Diskussion stehenden Tarifvarianten unterschiedliche Änderungen am Tarif vorsehen, fallen bei manchen Varianten zw ei der Szenarien zusammen. 
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3.5.2 Ergebnisse zu den Kosten für die Sozialhilfe 

Die Auswirkungen auf die Sozialhilfekosten lassen sich anhand der durchgeführten Ana-

lyse nicht abschliessend beurteilen:  

Im besten Fall, d.h. wenn die Sozialhilfebeziehenden ihr Verhalten anpassen und das 

Best-Case-Szenario eintritt, führen alle diskutierten Tarifvarianten im Vergleich zum Sta-

tus Quo zu einer Senkung der Sozialhilfeausgaben. Kostensenkungen treten ein, wenn 

trotz der Senkung des EFB Erwerbsarbeit attraktiv bleibt, so dass die Sozialhilfeempfän-

ger/innen zukünftig mindestens im gleichen Umfang wie bisher erwerbstätig sind. Die 

möglichen Kostensenkungen liegen bei den Tarifvarianten ohne Anrechnung zwischen 

4.2 und 8.5 Mio. CHF/a. Bei den Tarifvarianten mit vollständiger Anrechnung des EFB 

beim Austritt sind die Kostensenkungen noch ausgeprägter: Falls die Elimination der 

Schwelle bei einem Teil der Sozialhilfeempfänger/innen tatsächlich zur Ausweitung der 

Erwerbsarbeit führt, werden im besten Fall Einsparungen, von maximal 9.3 bzw. 13.7 

Mio. CHF/a realisiert (je nach Höhe des neuen maximalen EFB). Zu den geringsten mög-

lichen Einsparungen führt die Variante «600 degressiv». 

Auch im Szenario «Keine Verhaltensänderung» werden durch die Senkung des maxima-

len EFB hohe Einsparungen realisiert, ohne dass dies Auswirkungen auf den Umfang der 

Erwerbstätigkeit der Sozialhilfebeziehenden hat. Dadurch führen alle Tarifvarianten, wel-

che eine Senkung des EFB vorsehen, zu Minderausgaben. Selbst wenn der EFB beim 

Austritt angerechnet wird und sich zukünftig zusätzliche Working Poor-Haushalte in der 

Sozialhilfe befinden werden, wiegen die Mehrkosten für diese zusätzlichen Working Poor-

Haushalte die Minderkosten aufgrund des tieferen EFB nicht auf.   

Im schlechtesten Fall allerdings, d.h. wenn sich bei einer Verhaltensänderung der Sozial-

hilfebeziehenden das Worst-Case-Szenario einstellt, verursachen alle diskutierten Tarif-

varianten zusätzliche Kosten. Der schlechteste Fall tritt ein, wenn durch die Senkung des 

EFB Erwerbsarbeit so stark an Attraktivität verliert, dass die Sozialhilfebeziehenden zu-

künftig im geringeren Umfang erwerbstätig sind als bisher, wodurch der Unterstützungs-

bedarf zunimmt. Die ermittelten möglichen Mehrkosten im Worst-Case-Szenario bewe-

gen sich bei den Varianten mit Senkung des maximalen EFB zwischen 3.9 und 9.5 Mio. 

CHF/a Da die Variante «600 degressiv» für Unterstützungseinheiten, welche ein Ein-

kommen unter der heute geltenden Anspruchsgrenze haben, keine Senkung des EFB 

vorsieht, liegen die ermittelten möglichen Mehrausgaben mit 0.6 Mio. CHF/a deutlich 

tiefer als bei den anderen Varianten.  

Hauptgrund dafür, dass die Auswirkungen auf die Sozialhilfekosten nicht abschliessend 

beurteilt werden können, ist das Fehlen von detaillierteren Informationsgrundlagen zu 

allfälligen Verhaltensänderungen seitens der Sozialhilfebeziehenden. In welchem Aus-

mass die Sozialhilfebeziehenden ihr Verhalten infolge einer Senkung des maximalen EFB 

und/oder einer Elimination der Schwelle tatsächlich anpassen, kann gemäss heutigem 

Wissensstand nicht abgeschätzt werden. Tendenziell dürfte es aber eher weniger häufig 

vorkommen, dass die Senkung des maximalen EFB von 600 auf 500 oder 400 CHF/Mt. 

zu einer Reduktion des Erwerbsumfangs führt, da auch mit einem EFB von 500 und 400 



36  /  3 Vergleich von Tarifvarianten 

 

CHF/Mt. noch deutliche Erwerbsanreize gesetzt werden. Die zur Diskussion stehenden 

Tarifvarianten hätten dann keine Mehrausgaben zur Folge, sondern würden im besten 

Fall sogar zu Minderausgaben führen. Ausschliessen lassen sich Mehrausgaben auf Ba-

sis der durchgeführten Analysen jedoch nicht.  

Tabelle 13 und Tabelle 14 stellen die geschätzten jährlichen Kostenfolgen der einzelnen 

Varianten noch im Überblick dar: 

Tarif-

varian-

te 

Veränderung der jährlichen Sozialhilfekosten im Vergleich zum Status Quo 

Keine  

Verhaltensänderung 

Verhaltensänderung  

Best-Case 

(Entspricht für die Varianten ohne 

Anrechnung der Variante «Keine 

Verhaltensänderung») 

Verhaltensänderung 

Worst-Case 

4
0

0
 o

h
n

e
 A

n
re

c
h

n
u

n
g

 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.   

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 8.5 Mio. CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.   

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 8.5 Mio. CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.  

– Die Hälfte der Unterstützungs-

einheiten mit erwerbstätigen An-

tragsteller/innen und/oder Part-

ner/innen senkt das Er-

werbspensum durchschnittlich 

um 10%.      

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 8.2 Mio. CHF/a. 

5
0

0
 o

h
n

e
 A

n
re

c
h

n
u

n
g

 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.   

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig.  

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 4.2 Mio. CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.   

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig.  

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 4.2 Mio. CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB 

sinken.  

– Die Hälfte der Unterstützungs-

einheiten mit erwerbstätigen An-

tragsteller/innen und/oder Part-

ner/innen senkt des tieferen 

EFB das Erwerbspensum 

durchschnittlich um 5%.      

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 3.9 Mio. CHF/a. 

Tabelle 13: Kostenfolgen der Tarifvarianten ohne Anrechnung des EFB an die Anspruchsgrenze im Vergleich 

zum Status Quo («600 ohne Anrechnung») 
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Tarif-

vari-

ante 

Veränderung der jährlichen Sozialhilfekosten im Vergleich zum Status Quo  

Keine Verhaltensänderung Verhaltensänderung  

Best-Case 

Verhaltensänderung  

Worst-Case 

4
0

0
 m

it
 A

n
re

ch
n

u
n

g
 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

600 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 7.2 bis 8.2 Mio. 

CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Hälfte der bisher anreizlimi-

tierten Unterstützungseinheiten 

erhöht aufgrund der Elimination 

der Schwelle das Erwerbspen-

sum durchschnittlich um 10%. 

(Die übrigen Unterstützungsein-

heiten sind im gleichen Umfang 

wie bisher erwerbstätig.) 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

600 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 12.6 bis 13.7 

Mio. CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Hälfte der Unterstützungs-

einheiten mit erwerbstätigen An-

tragsteller/innen und/oder Part-

ner/innen senkt aufgrund des 

tieferen EFB das Erwerbspen-

sum durchschnittlich um 10%. 

(Die Elimination der Schwelle 

hat keine Wirkung.) 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

600 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 8.4 bis 9.5 Mio. 

CHF/a. 

5
0

0
 m

it
 A

n
re

ch
n

u
n

g
 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

700 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 2.4 bis 4.0 Mio. 

CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Hälfte der bisher anreizlimi-

tierten Unterstützungseinheiten 

erhöht aufgrund der Elimination 

der Schwelle das Erwerbspen-

sum durchschnittlich um 0.5%. 

(Die übrigen Unterstützungsein-

heiten sind im gleichen Umfang 

wie bisher erwerbstätig.) 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

700 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 7.8 bis 9.3 Mio. 

CHF/a. 

– Die Ausgaben für den EFB sin-

ken. 

– Die Hälfte der Unterstützungs-

einheiten mit erwerbstätigen An-

tragsteller/innen und/oder Part-

ner/innen senkt des tieferen EFB 

das Erwerbspensum durch-

schnittlich um 5%. (Die Elimina-

tion der Schwelle hat keine Wir-

kung.) 

– Mittelfristig befinden sich 100 bis 

700 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 4.1 bis 5.7 Mio. 

CHF/a. 

6
0

0
 d

eg
re

s
s

iv
 

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

– Mittelfristig befinden sich 50 bis 

200 zusätzliche Working Poor-

Haushalte in der Sozialhilfe. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 0.1 bis 0.6 Mio. 

CHF/a. 

– Die Hälfte der bisher anreizlimi-

tierten Unterstützungseinheiten 

erhöht aufgrund zeitlichen Ver-

schiebung und Abstufung der 

EFB-Schwelle das Erwerbspen-

sum durchschnittlich um  5%. 

(Die übrigen Unterstützungsein-

heiten sind im gleichen Umfang 

wie bisher erwerbstätig.) 

– Mittelfristig befinden sich rund 

50 bis 200 zusätzliche Working 

Poor-Haushalte in der Sozialhil-

fe. 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

sinken um rund 2.0 bis 2.4 Mio. 

CHF/a. 

– Die Unterstützungseinheiten 

sind im gleichen Umfang wie 

bisher erwerbstätig. 

– Mittelfristig befinden sich rund 

50 bis 200 zusätzliche Working 

Poor-Haushalte in der Sozialhil-

fe. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe 

steigen um rund 0.1 bis 0.6 Mio. 

CHF/a.42 

Tabelle 14: Kostenfolgen der Tarifvarianten mit  Anrechnung des EFB an die Anspruchsgrenze im Vergleich 

zum Status Quo («600 ohne Anrechnung») 

 
42  Für die Variante «600 degressiv» entspricht das Szenario «Verhaltensänderung Worst-Case» dem Szenario «Keine 

Verhaltensänderung». 



38  /  3 Vergleich von Tarifvarianten 

 

3.6 Fazit 

Die Prüfung der Auswirkungen der verschiedenen Tarifvarianten verdeutlicht, dass diese 

in sehr unterschiedlicher Weise wirken und sich erwünschte bzw. unerwünschte Wirkun-

gen bei den einzelnen Varianten überlagern. 

Betreffend die Schwellenhöhe und die Anzahl Anreizlimitierter führen die Tarifvarianten 

mit Anrechnung des EFB bei Austritt zu einer Eliminierung der Fehlanreize und wirken 

damit im gewünschten Sinn. Bei den Varianten ohne Anrechnung bleibt ein Fehlanreiz 

bestehen. 

— Schwellenhöhe: Die geprüften Tarifvarianten mit Anrechnung des EFB beim Austritt 

bewirken keine Schwellen. Die Tarifvarianten ohne Anrechnung sowie mit zeitlich ab-

gestufter Anrechnung hingegen verursachen Schwellen, wobei die Schwellen umso 

höher sind, je grösser der maximale EFB ist. Bei einer zeitlich abgestuften Anrech-

nung des EFB ist der durch die Schwelle verursachte Fehlanreiz als geringer einzu-

stufen als bei den Varianten ganz ohne Anrechnung, da eine Erhöhung des Er-

werbspensums für die neunmonatige volle Anrechnung das Erwerbseinkommen und 

das verfügbare Einkommen gleichermassen erhöht. Erst durch die anschliessende 

schrittweise Absenkung des EFB nimmt das verfügbare Einkommen wieder ab, ma-

ximal um die ausgewiesene Schwellenhöhe. Die höchsten Schwellen verursacht der 

heute geltende Sozialhilfetarif. 

— Anreizlimitierte: Bei den Varianten mit unbeschränkter Anrechnung des EFB beim 

Austritt («400 mit Anrechnung», «500 mit Anrechnung») gibt es keine Anreizlimitier-

ten. Bei allen übrigen Varianten ist die Anzahl Anreizlimitierter mit 2’400 Unterstüt-

zungseinheiten gleich gross, wobei der verursachte Fehlanreiz und damit auch die 

Anreizlimitierung wiederum bei der Tarifvariante «600 degressiv» deutlich geringer 

ist.  

Eine unerwünschte Auswirkung von Varianten mit Anrechnung des EFB besteht hingegen 

darin, dass sie im Gegensatz zu den Varianten ohne Anrechnung zu einer Erhöhung der 

Fallzahlen beitragen und auch die Verweildauer in der Sozialhilfe tendenziell verlängern .  

— Zusätzliche Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe: Jene Tarifvarianten, die auf-

grund der Anrechnung des EFB zu einer Verschiebung der Anspruchsgrenze führen 

(«400 mit Anrechnung», «500 mit Anrechnung», «600 degressiv»), haben mittelfristig 

einen Anstieg der Anzahl Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe zur Folge. Es ist 

mit einigen hundert zusätzlichen Unterstützungseinheiten zu rechnen. 

— Verweildauer: Tarifvarianten mit einer Anrechnung des EFB bei Austritt verlängern 

die Verweildauer von Unterstützungseinheiten mit Erwerbstätigen in der Sozialhilfe 

und bilden auch einen Grund für den zu erwartenden Anstieg der Anzahl Working 

Poor-Haushalte in der Sozialhilfe. Bei Tarifvarianten ohne Anrechnung des EFB ist 

hingegen eher nicht von einer Verlängerung der Verweildauer auszugehen. 
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Allen geprüften Tarifvarianten (inklusive dem Status Quo) gemeinsam ist, dass Benach-

teiligte ausserhalb der Sozialhilfe zu verzeichnen sind. Je nach Variante haben rund 

1’000 bis 8’000 Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe weniger finanzielle Mittel zur Verfü-

gung als vergleichbare Haushalte innerhalb der Sozialhilfe. Die Anzahl Benachteiligter ist 

umso kleiner, je tiefer der maximale EFB angesetzt wird. Vollständig aufgehoben werden 

könnte die Benachteiligung von Working Poor-Haushalten ausserhalb der Sozialhilfe nur 

durch die Anrechnung des EFB beim Eintritt bzw. durch die Elimination der Eintritts-

schwelle. 

Die Auswirkungen auf die Kosten für die Sozialhilfe lassen sich für sämtliche Varianten 

nicht abschliessend beurteilen. Aufgrund der vielen notwendigen Annahmen und Unsi-

cherheiten wurden die Kostenfolgen in drei Szenarien geschätzt. Darauf basierend ergibt 

sich folgendes Bild: 

— Kostenfolgen für Sozialhilfe: Ändert sich nichts am Verhalten der Sozialhilfebeziehen-

den, führen alle Tarifvarianten mit Senkung des EFB zu Einsparungen für die Sozial-

hilfe. Die Einsparungen sind umso grösser, je tiefer der maximale EFB angesetzt 

wird. Wird jedoch von der Möglichkeit zu Verhaltensänderungen ausgegangen, ergibt 

sich ein grosser Unsicherheitsbereich. Mit Ausnahme der Variante, welche den EFB 

degressiv anwendet, sind bei allen Varianten sowohl markante Kostensenkungen als 

auch umfangreiche Mehrausgaben für die Sozialhilfe denkbar. Die grössten Einspa-

rungen können sich bei Varianten mit einer zeitlich unbeschränkten Anrechnung des 

EFB ergeben, da hier die Elimination der EFB-Schwelle die Attraktivität von Erwerbs-

arbeit noch zusätzlich steigert und zu einer Zunahme der Erwerbstätigkeit innerhalb 

der Sozialhilfe führt. Im schlechtesten Fall allerdings, d.h. wenn sich das Worst-Case-

Szenario einstellt, verursachen alle geprüften Varianten einer Tarifanpassung zusätz-

liche Kosten. Der schlechteste Fall tritt ein, wenn Erwerbsarbeit durch die Senkung 

des EFB so stark an Attraktivität verliert, dass die Sozialhilfebeziehenden zukünftig 

im geringeren Umfang erwerbstätig sind als bisher, wodurch der Unterstützungsbe-

darf zunimmt.  

Nachstehende Tabelle 15 stellt sämtliche Ergebnisse der Tarifprüfung noch im Überblick 

dar. Die Schätzungen zur Anzahl Benachteiligter und zu Anzahl zusätzlicher Working 

Poor-Haushalte sind dabei aus methodischen Gründen als Annäherung zu verstehen. 
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Auswirkungen im Überblick 

  400 

ohne Anrechnung 

500  

ohne Anrechnung 

600 

ohne Anrechnung 

(Status Quo) 

400  

mit Anrechnung 

500  

mit Anrechnung 

600 degressiv 

Wahrscheinliche Schwellenhöhe 

[CHF/Mt.] 

Einzelpersonen  230  280  340  - - Schwelle wird 

verzögert und 

abgestuft wirk-

sam.  

340  

 Alleinerziehende 310 - 340 390 - 430 460 - 520 - - 460 - 520 

 Paare ohne Kinder 330 - 350 410 - 430 500 - 520 - - 500 - 520 

 Paare mit Kindern 360 - 420 450 - 520 540 - 620 - - 540 - 620 

        

Verlängerung der Verweildauer 

im Vergleich zu heute   

 nein nein   ja ja  ja 

        

Anreizlimitierte 

Unterstützungseinheiten 

 2’400 2’400 2’400 0 0 2’400 

mit geringerer  

Anreizlimitierung 

Benachteiligte Haushalte  

ausserhalb der Sozialhilfe 

 2’100 - 3’900 4’400 - 6’400  6’500 - 8’100 1’500 - 3’800 3’700 - 6’300  5’600 - 7’900 

Zusätzliche Working Poor-Haushalte  

in der Sozialhilfe 

 0 0 - 100 - 600 100 - 700 50 - 200 

        

Kostenveränderung [Mio. CHF/a] 

relativ zum Status Quo 

(Da die zur Diskussion stehenden 

Tarifvarianten unterschiedliche Ände-

rungen am Tarif vorsehen, fallen bei 

manchen Varianten zwei der Szenarien 

zusammen.) 

Ohne  

Verhaltensänderung 

-8.5 -4.2 - -8.2 bis -7.2 -4.0 bis -2.4 +0.1 bis +0.6 

Verhaltensänderung 

Best-Case 

-8.5 -4.2 - -13.7 bis -12.6 -9.3 bis -7.8 -2.4 bis -2.0 

Verhaltensänderung 

Worst-Case 

+8.5 +3.9 - +8.4 bis +9.5 +4.1 bis +5.7 +0.1 bis +0.6 

        

SKOS-Konformität   ja ja ja ja ja fraglich 

Tabelle 15: Überblick über die Auswirkungen der verschiedenen Tarifvarianten.  
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4 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Im Kanton Zürich werden die Anreizinstrumente gemäss SKOS-Richtlinien bisher bei der 

Berechnung des Sozialhilfeanspruchs nicht berücksichtigt. Der resultierende Schwellen-

effekt führt dazu, dass sich zusätzliche Erwerbsarbeit in einem bestimmten Einkommens-

spektrum nicht lohnt und gewisse Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe gegenüber Haus-

halten mit Sozialhilfe benachteiligt sind. Aufgrund der festgestellten Fehlanreize werden 

die Anreizinstrumente der Sozialhilfe in den aktuellen Diskussionen teilweise in Frage 

gestellt. 

Die durchgeführten Analysen lassen die Schlussfolgerungen zu, dass finanzielle Anreize 

– sofern sie von den Betroffenen als relevant wahrgenommen werden – in sozialen Leis-

tungssystemen wirken. Auch in der Sozialhilfe ist zumindest für einen Teil der Leistungs-

bezüger/innen davon auszugehen, dass diese auf finanzielle Anreize zu reagieren ver-

mögen und ihre Bemühungen betreffend Erwerbsarbeitsintegration entsprechend aus-

richten. Eine Senkung des Schwelleneffekts im heutigen Sozialhilfetarif durch eine Be-

rücksichtigung der Anreizinstrumente bei der Berechnung der Anspruchsgrenze bei Ein-

tritt in bzw. Austritt aus der Sozialhilfe dürfte Erwerbstätigkeit tendenziell fördern.  

Der vorliegende Bericht widmet sich verschiedenen Varianten einer Tarifanpassung, we l-

che zu einer Beseitigung der Fehlanreize beitragen sollen, und zeigt ihre Auswirkungen 

im Vergleich zum heutigen Sozialhilfetarif auf. Basis bilden eigene Modellrechnungen 

sowie Auswertungen der BFS-Sozialhilfestatistik und der kantonalen Steuerkomponen-

tenstatistik. Zu berücksichtigen ist, dass mangels fundierter Wissensgrundlagen zu den 

individuellen Verhaltensänderungen bei Anpassungen der EFB-Höhe insbesondere zur 

Abschätzung der Kostenfolgen stark annahmen- bzw. szenarienbasiert gearbeitet werden 

musste. Welches der einbezogenen Szenarien am ehesten eintreten dürfte, kann aus 

heutiger Sicht und ohne weitergehende Informationen nicht abgeschätzt werden.  

4.1 Synthese der Auswirkungen der geprüften Tarifanpassungen 

Die Auswirkungen der verschiedenen geprüften Varianten einer Tarifanpassung lassen 

sich wie folgt zusammenfassen: 

Varianten ohne Anrechnung («400 ohne Anrechnung», «500 ohne Anrechnung») 

Tarifvarianten ohne Anrechnung des EFB, aber mit tieferem maximalem EFB als heute 

tragen zu einer Verminderung des Schwelleneffekts bei, eliminieren diesen aber nicht. Es 

bleiben, gemessen an der durch den heutigen Tarif verursachten Schwellenhöhe, weite r-

hin relativ hohe Schwellen bestehen. Auch die Anzahl Anreizlimitierter verringert sich 

nicht. Die Zahl der benachteiligten Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe nimmt im Ver-

gleich zu heute ab, liegt aber insgesamt noch auf höherem Niveau als bei Varianten mit 

Anrechnung des EFB. Positiv ins Gewicht fällt bei den geprüften Varianten ohne Anrech-
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nung, dass sich die Anzahl Working Poor-Haushalte in der Sozialhilfe nicht erhöht und 

sich die Verweildauer nicht verlängert.  

Betreffend Kostenfolgen für die Sozialhilfe sind bei Varianten ohne Anrechnung grund-

sätzlich Einsparungen für die Sozialhilfe möglich, können aber – abhängig von den aus 

heutiger Sicht nicht einschätzbaren Verhaltensänderungen in Bezug auf die Erwerbsar-

beit der Sozialhilfebeziehenden – auch grössere Mehrkosten entstehen. Im schlechtesten 

Fall besteht das Risiko umfangreicher Mehrausgaben für die Sozialhilfe, die bei einem 

maximalen EFB von 400 CHF/Mt. bis zu 8.5 Mio. CHF/a bzw. bei einem maximalen EFB 

von 500 CHF/Mt. bis zu 3.9 Mio. CHF/a betragen können.  

Die Variante mit einem maximalen EFB von 400 CHF/Mt. beinhaltet gegenüber einer 

Variante mit einem EFB-Maximalbetrag von 500 CHF/Mt. mit Blick auf die Reduktion der 

Fehlanreize den Vorteil, dass die verbleibende Schwelle etwas geringer ausfällt und we-

niger benachteiligte Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe zu verzeichnen sein dürften. 

Zugleich besteht jedoch bei einem maximalen EFB von 400 CHF/Mt. das Risiko zu deut-

lich höheren Mehrausgaben. 

Varianten mit zeitlich unbeschränkter Anrechnung («400 mit Anrechnung», «500 mit 

Anrechnung») 

Im Hinblick auf eine Beseitigung der heute bestehenden Fehlanreize sind die geprüften 

Tarifvarianten mit einer zeitlich unbeschränkten Anrechnung des EFB bei Austritt aus der 

Sozialhilfe wirksamer als die Varianten ohne Anrechnung: Sie bewirken keine Austritt-

schwelle, wodurch auch keine Anreizlimitierten zu verzeichnen sind. Die Anzahl Benach-

teiligte ausserhalb der Sozialhilfe liegt zudem leicht tiefer als bei Varianten mit gleicher 

EFB-Höhe, aber ohne Anrechnung. Im Gegenzug trägt die Anrechnung des EFB jedoch 

zu einer Erhöhung der Fallzahlen bei, indem mit einigen hundert zusätzlichen Working 

Poor-Haushalten in der Sozialhilfe zu rechnen ist. Auch verlängern diese Varianten mit 

Anrechnung die Verweildauer in der Sozialhilfe.  

Mit Blick auf die finanziellen Auswirkungen für die Sozialhilfe dürften die durch zusätzl i-

che Sozialhilfefälle und längere Verweildauer entstehenden Mehrkosten durch Einspa-

rungen beim EFB aufgewogen oder unter Umständen sogar übertroffen werden. Inwie-

fern aber tatsächlich Mehraufwand oder eine Kostensenkung für die Sozialhilfe resultiert, 

ist aus heutiger Sicht wie für die geprüften Varianten ohne Anrechnung nicht abschlies-

send zu beurteilen, da mangels Grundlagen nicht abgeschätzt werden kann, in welchem 

Ausmass eine Anpassung des Sozialhilfetarifs bei den Leistungsbeziehenden in Bezug 

auf die Erwerbstätigkeit zu Verhaltensänderungen führt. Schränken die Sozialhilfebezie-

henden die Erwerbstätigkeit angesichts des geringeren EFB ein, können unter Umstän-

den umfangreiche Mehrausgaben resultieren. Diese Mehrausgaben dürften in ihrem Um-

fang im Vergleich zu Varianten ohne Anrechnung noch ausgeprägter ausfallen. Sie kön-

nen bei einem maximalen EFB von 400 CHF/Mt. bis zu 9.5 Mio. CHF/a, bei einem maxi-

malen EFB von 500 CHF/Mt. bis zu 5.7 Mio. CHF/a betragen. 
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Im direkten Vergleich der beiden Varianten mit Anrechnung weist die Variante mit einem 

maximalen EFB von 400 CHF/Mt. gegenüber der Variante mit einem maximalen EFB von 

500 CHF/Mt. den Vorteil auf, dass sie eine geringere Anzahl Benachteiligte und weniger 

zusätzliche Working Poor-Haushalte nach sich ziehen dürfte. Gleichzeitig ist jedoch bei 

einem maximalen EFB von 400 CHF/Mt. das durch mögliche Verhaltensänderungen be-

dingte, schwierig abschätzbare Risiko für umfangreiche Mehrausgaben deutlich höher als 

bei der Variante mit maximalem EFB von 500 CHF/Mt.. 

Variante mit zeitlich beschränkter Anrechnung («600 degressiv») 

Die Tarifvariante mit einer degressiven Anrechnung des EFB dürfte im Gegensatz zu den 

übrigen geprüften Varianten im schlechtesten Fall lediglich geringe Mehrkosten für die 

Sozialhilfe mit sich bringen. Gleichzeitig birgt sie auch nur ein geringes Einsparungspo-

tenzial. Im Hinblick auf die Eliminierung der Fehlanreize leistet sie nur einen Teilbeitrag, 

indem die Schwelle verzögert wirksam wird und die Anreizlimitierung geringer ist als bei 

den Varianten ohne Anrechnung. Wie bei den übrigen geprüften Varianten mi t Anrech-

nung ist auch bei ihr mit zusätzlichen Working Poor-Haushalten in der Sozialhilfe zu 

rechnen. Die Anzahl Benachteiligte ausserhalb der Sozialhilfe lässt sich nur geringfügig 

reduzieren.  

Inwiefern ein Sozialhilfetarif mit einer degressiven Anwendung des EFB mit den aktuellen 

SKOS-Richtlinien vereinbar ist, bleibt noch näher zu prüfen. Zu berücksichtigen ist auch, 

dass die Praktikabilität dieser Variante aufgrund früherer Erfahrungen mit degressiven 

Anreizsystemen (u.a. «Chancenmodell» der Stadt Zürich 2002 bis 2003) von Fachperso-

nen als fraglich eingeschätzt wird. Eine degressive Anwendung des EFB dürfte nicht zu-

letzt höhere Anforderungen an die Kommunikation gegenüber den Leistungsbeziehenden 

stellen als die übrigen Varianten.  

4.2 Beseitigung der Fehlanreize und Mehrkosten für die Sozialhilfe 

Mit Blick auf die vom Regierungsrat eingeforderten Lösungen zur Senkung des Schwel-

leneffekts, die keine Mehrkosten verursachen, sind zu den einzelnen Varianten einer 

Tarifanpassung vor allem ihr Beitrag zur Beseitigung der Fehlanreize sowie mögliche 

Mehrkosten für die Sozialhilfe von Interesse. Die entsprechenden Auswirkungen der ge-

prüften Tarifvarianten sind wie folgt zu bilanzieren:  

— Fehlanreize: Die im heutigen Sozialhilfetarif durch den EFB verursachten Fehlanre ize 

lassen sich mit allen geprüften Varianten einer Tarifanpassung vermindern, wenn 

auch nicht in sämtlichen Dimensionen vollumfänglich beseitigen.  

– Schwelle: Alle geprüften Varianten einer Tarifanpassung führen im Vergleich zu 

heute zumindest zu einer Reduktion des Schwelleneffekts, wobei diese Reduktion 

bei Varianten ohne Anrechnung umso grösser ausfällt, je tiefer der maximale EFB 

angesetzt wird. Tarifvarianten mit einer zeitlich unbefristeten Anrechnung des 
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EFB erlauben gar eine vollständige Elimination der Schwelle und damit eine Be-

seitigung des Schwelleneffekts.  

– Benachteiligte: Sämtliche geprüfte Varianten einer Tarifanpassung bewirken im 

Vergleich zum heutigen Sozialhilfetarif eine Reduktion der Anzahl Benachteiligter 

ausserhalb der Sozialhilfe, wobei die Anzahl Benachteiligter dann am geringsten 

ist, wenn der EFB tief angesetzt und angerechnet wird. Vollständig aufgehoben 

werden könnte die Benachteiligung von Working Poor-Haushalten ausserhalb der 

Sozialhilfe jedoch nur durch die Anrechnung des EFB beim Eintritt bzw. durch die 

Elimination der Eintrittsschwelle. 

– Anreizlimitierte: Eine Anrechnung des EFB wirkt sich positiv auf die Anreizlimitie-

rung aus: Bei Varianten mit einer zeitlich unbefristeten Anrechnung des EFB bei 

Austritt lassen sich Anreizlimitierte im Gegensatz zu heute vermeiden. Wird der 

EFB degressiv angerechnet, bleibt die Anzahl Anreizlimitierte zwar gleich wie 

heute, senkt sich aber das Niveau der Anreizlimitierung. Bei den geprüften Var i-

anten ohne Anrechnung verändert sich die Anzahl Anreizlimitierte verglichen mit 

dem heute geltenden Tarif nicht. 

— Mehrkosten: Sämtliche geprüfte Varianten einer Tarifanpassung bergen ein Risiko zu 

teilweise erheblichem finanziellem Mehraufwand für die Sozialhilfe. Dabei gilt: Je ti e-

fer der maximale EFB angesetzt wird, desto umfangreichere Mehrkosten können für 

die Sozialhilfe unter Umständen resultieren. Von Mehraufwand für die Sozialhilfe ist 

insbesondere dann auszugehen, wenn eine Absenkung des heute auf 600 CHF/Mt. 

pro Person und Monat festgelegten maximalen EFB in grösserem Ausmass zu einer 

Abnahme der Erwerbstätigkeit der Sozialhilfebeziehenden führen würde. Ist letzteres 

hingegen nicht oder nur in geringem Masse der Fall, können aus sämtlichen geprüf-

ten Varianten einer Tarifanpassung unter Umständen auch Einsparungen für die So-

zialhilfe resultieren. 

Insgesamt lässt sich somit konstatieren, dass gerade diejenigen Varianten einer Tarifan-

passung, die betreffend Beseitigung der Fehlanreize besonders wirksam sind, ein Risiko 

zu hohen Mehrkosten für die Sozialhilfe bergen. Tritt der schlechteste angenommene Fall 

ein und reduziert ein massgeblicher Anteil der heute erwerbstätigen Sozialhilfebeziehen-

den das Erwerbspensum, kann je nach Variante finanzieller Mehraufwand von bis zu  

9.5 Mio. CHF/a entstehen. Zu berücksichtigen ist, dass gemäss heutigem Wissensstand 

nicht abgeschätzt werden kann, ob eine Absenkung des EFB erwerbstätige Sozialhilf e-

beziehende tatsächlich zu einer Veränderung ihrer Erwerbstätigkeit veranlasst. Ändern 

die Sozialhilfebeziehenden ihr Verhalten nicht und reagieren sie nicht mit einer Anpas-

sung ihrer Erwerbstätigkeit, sind bei vier der fünf geprüften Varianten einer Tarifanpas-

sung unter Umständen auch Einsparungen für die Sozialhilfe möglich (vgl. Tabelle 16). 

Von allen geprüften Varianten die grösste Wirksamkeit betreffend Beseitigung der Feh l-

anreize entfalten die beiden Varianten mit einem EFB von 400 CHF/Mt. bzw. 500 

CHF/Mt. und Anrechnung beim Austritt aus der Sozialhilfe. Dabei reduziert sich die An-

zahl benachteiligte Haushalte ausserhalb der Sozialhilfe bei der Variante mit einem EFB 
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von 400 CHF/Mt. im Vergleich zum heutigen Tarif stärker als bei einem EFB von  

500 CHF/Mt. 

 400  

ohne  

Anrechnung 

500  

ohne  

Anrechnung 

400  

mit  

Anrechnung 

500  

mit  

Anrechnung 

600  

degressiv 

Beseitigung Fehlanreize im Sozialhilfetarif 

Reduktion Schwelle + + ++ ++ (+) 

Reduktion Anreizlimitierte keine keine ++ ++ (+) 

Reduktion Benachteiligte ++ + ++ + (+) 

Kostenfolgen für Sozialhilfe [Mio. CHF/a] 

Mehrkosten, falls Eintreten 

Worst-Case 

8.5 3.9 8.4 bis 9.5 4.1 bis 5.7 0.1 bis 0.7 

Mehr-/Minderausgaben, falls 

keine Verhaltensänderung 

-8.5 -4.2 -8.2 bis -7.2 -4.0 bis -2.4 0.1 bis 0.6 

Tabelle 16: Auswirkungen der geprüften Varianten einer Tarifanpassung im Vergleich zum heutigen Tarif  

Eine Problematik betreffend die Abschätzung von Mehrkosten der einzelnen Varianten 

bleibt also, dass Verhaltensänderungen, die infolge der Anpassungen des EFB bei den 

Sozialhilfebeziehenden zu verzeichnen sind, angesichts des heutigen Wissensstandes in 

ihrem Ausmass nicht abschätzbar sind. Wie wahrscheinlich bzw. in welchem Umfang bei 

den erwerbstätigen Sozialhilfebeziehenden eine Verhaltensänderung eintritt, lässt sich 

nicht beurteilen. Entsprechend lassen sich auch keine Angaben dazu machen, mit wel-

cher Wahrscheinlichkeit die berücksichtigten Szenarien («Ohne Verhaltensänderung», 

«Verhaltensänderung Best-Case bzw. Worst-Case») eintreten dürften. Es bleibt folglich 

im Hinblick auf Aussagen zu den Kostenfolgen der einzelnen Varianten ein grosser Uns i-

cherheitsbereich bestehen. Im besten Fall ist grundsätzlich auch denkbar, dass sämtliche 

geprüften Varianten der Tarifanpassung zu Einsparungen für die Sozialhilfe führen. 

4.3 Empfehlungen und abschliessende Überlegungen 

Unter Berücksichtigung des vom Regierungsrat an die zuständige Direktion ausgespro-

chenen Auftrags, Lösungen zur Senkung des Schwelleneffekts zu präsentieren, welche 

keine Mehrkosten verursachen, lassen sich mit Blick auf die geprüften Varianten einer 

Tarifanpassung folgende Empfehlungen ableiten: 

Empfehlung 1: Unter der Vorgabe, dass Mehrkosten für die Sozialhilfe prinzipiell zu 

vermeiden sind, empfehlen wir, den heutigen Sozialhilfetarif vorläufig beizubehalten. 

Die durchgeführte Prüfung verschiedener Tarifvarianten zeigt, dass sich die Zielsetzun-

gen einer Beseitigung der Fehlanreize und einer Verhinderung von negativen Kostenfol-

gen für die Sozialhilfe gegenseitig ausschliessen bzw. bei keiner Variante die Entstehung 

von Mehrkosten vollständig ausgeschlossen werden kann. Sämtliche geprüften Varianten 

für Tarifanpassungen besitzen bzgl. Fehlanreize und Mehrkosten Vor- und Nachteile, die 

– abhängig von politischen Zielsetzungen – unterschiedlich gewichtet werden können.  
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In den aktuellen Zielsetzungen der Regierung kommt der Verhinderung von finanziellem 

Mehraufwand für die Sozialhilfe ein hoher Stellenwert zu. Sollen gemäss den Vorgaben 

der Regierung Mehrkosten für die Sozialhilfe vermieden werden, steht ausgehend von 

den durchgeführten Analysen eine Beibehaltung des heutigen Tarifs mit einem maxima-

len EFB von 600 CHF/Mt. ohne Anrechnung im Vordergrund. Damit bleiben die existie-

renden Fehlanreize bestehen, kann aber angesichts der Unwägbarkeiten betreffend das 

künftige Verhalten der Sozialhilfebeziehenden verhindert werden, dass für die Sozialhilfe 

eine unter Umständen grosse finanzielle Mehrbelastung entsteht.  

Die Variante mit einer degressiven Anwendung des EFB birgt zwar im Vergleich zum 

heute geltenden Tarif ebenfalls nur ein geringes finanzielles Risiko und leistet zumindest 

einen Teilbeitrag zur Eliminierung der Fehlanreize. Die Praktikabilität dieser Variante gilt 

jedoch als fraglich. Offen ist auch ihre Vereinbarkeit mit den SKOS-Richtlinien. Bei der 

Variante mit einer degressiven Anwendung des EFB gilt es, die Frage der Konformität mit 

den SKOS-Richtlinien noch im Detail zu prüfen. 

Eine Tarifvariante mit einer unbeschränkten Anrechnung des EFB könnte grundsätzlich 

vor allem dann in Betracht gezogen werden, wenn das Risiko von negativen Kostenfol-

gen in Kauf genommen wird und zudem der Beseitigung der Fehlanreize gegenüber der 

Vermeidung von finanziellem Mehraufwand höhere Priorität eingeräumt würde. Varianten 

mit Anrechnung bewirken weder eine Schwelle, noch sind Anreizlimitierte zu verzeich-

nen. In Kombination mit einer Absenkung des EFB bergen entsprechende Varianten je-

doch im schlechtesten Fall das Risiko von umfangreichen Mehrkosten. Letztere kommen 

insbesondere durch einen Rückgang der Erwerbsarbeit in der Sozialhilfe als Reaktion auf 

eine Senkung des EFB zustande. Keine solche Reaktion ist bei der ursprünglich bereits 

einmal zur Umsetzung vorgesehenen, im vorliegenden Bericht nicht mehr näher geprüf-

ten Tarifvariante mit Anrechnung und maximalem EFB von 600 CHF/Mt. zu erwarten. 

Diese Variante führt deshalb auch im schlechtesten Fall zu erheblich geringeren Mehr-

kosten als die beiden geprüften Varianten mit Anrechnung und einer Senkung des EFB.  

Ausschliessen lassen sich Tarifvarianten ohne Anrechnung, aber mit einer Senkung des 

maximalen EFB. Wie die Varianten mit Anrechnung bergen auch diese Varianten einer 

Tarifanpassung das Risiko umfangreicher Mehrkosten für die Sozialhilfe. Ihr Beitrag an 

die Eliminierung der bestehenden Fehlanreize fällt jedoch im Vergleich zur jeweiligen 

Variante mit Anrechnung und gleich hohem maximalem EFB deutlich geringer aus.  

Empfehlung 2: Wir empfehlen, eine Tarifanpassung vor dem Hintergrund der Resultate 

der aktuell laufenden Studien zu den Anreizelementen und zur Höhe des Grundbedarfs in 

der Sozialhilfe erneut zu beurteilen. 

Ob die Tarifvarianten mit einer unbeschränkten Anrechnung des EFB in Kombination mit 

einer Senkung von dessen maximalem Betrag tatsächlich zu Mehrkosten für die Sozial-

hilfe führen und wie hoch diese ausfallen, hängt insbesondere davon ab, ob Erwerbsar-

beit durch die Senkung des EFB auf maximal 400 resp. 500 CHF/Mt. so stark an Attrakti-

vität verliert, dass die Sozialhilfebeziehenden zukünftig im geringeren Umfang erwerbstä-

tig sind als bisher. Inwiefern eine entsprechende Verhaltensänderung durch eine Absen-
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kung des EFB tatsächlich zu erwarten ist, lässt sich auf Basis der zurzeit vorliegenden 

Grundlagen nicht beurteilen. Nötig sind vor allem weitergehende Hinweise dazu, inwie-

fern auch ein maximaler EFB von 400 oder 500 CHF/Mt. die erwünschten Anreize betref-

fend Erwerbsarbeitsintegration setzt. 

Wird der Eliminierung der Fehlanreize grosse Bedeutung zugeschreiben und eine Tarif-

variante mit einer Senkung des EFB grundsätzlich in Betracht gezogen, empfiehlt es sich 

deshalb, diesbezüglich die Ergebnisse noch laufender Studien abzuwarten. Die SKOS 

führt aktuell eine Evaluation der Anreizelemente in der Sozialhilfe durch, in der auch die 

Wirksamkeit des EFB in Abhängigkeit von seiner Höhe beurteilt wird. Ebenfalls im Gange 

ist eine Studie des Bundesamts für Statistik, welche die Höhe des Grundbedarfs in der 

Sozialhilfe nach internationalen Standards analysiert. Die Ergebnisse beider Untersu-

chungen sind per Ende 2014 vorgesehen.  

Fachkreise gehen davon aus, dass die im Rahmen dieser Untersuchungen bereitgestel l-

ten Grundlagen längerfristig in eine Reform der SKOS-Richtlinien münden dürften.  

Empfehlung 3: Wir empfehlen, im Rahmen einer späteren Tarifanpassung auch der Be-

seitigung der durch IZU und MIZ verursachten Fehlanreize Beachtung zu schenken.  

Die im Rahmen der vorliegenden Studie durchgeführten Analysen beschränken sich auf 

Tarifanpassungen mit Blick auf den EFB. Neben dem EFB existiert eine Reihe von weite-

ren Elementen im Sozialhilfetarif, welche ebenfalls Fehlanreize bewirken. In Unterstü t-

zungseinheiten mit erwerbstätigen und nicht-erwerbstätigen Personen vermindern IZU 

und MIZ den Anreiz für zusätzliche Erwerbsarbeit bei bereits Erwerbstätigen, da sie nicht 

an die Anspruchsgrenze angerechnet werden. Auch bei einer Elimination der EFB-

Schwelle durch eine Anrechnung des EFB bei Austritt würde der Sozialhilfetarif im Kan-

ton Zürich folglich weiterhin Fehlanreize beinhalten. Wird eine Anpassung des Sozialhi l-

fetarifs zwecks Eliminierung der Fehlanreize aufgrund der neuen, fundierteren Informat i-

onsgrundlagen zu einem späteren Zeitpunkt erneut geprüft, lohnt es sich, im Sinne einer 

umfassenden Beseitigung der Fehlanreize auch IZU und MIZ einzubeziehen. 

Generell ist zu berücksichtigen, dass finanzielle Anreize grundsätzlich nur bei jenen Per-

sonen eine Wirkung zeigen können, welche aufgrund ihrer persönlichen Situation in der 

Lage sind, die Höhe ihres Erwerbseinkommens zumindest teilweise zu beeinflussen.  Bei 

mindestens 60% aller Unterstützungseinheiten im Kanton Zürich ist die Aufnahme oder 

Ausdehnung von Erwerbsarbeit aus unterschiedlichen Gründen (z.B. Gesundheit, Be-

treuungspflichten) ausgeschlossen. Die betreffenden Sozialhilfebeziehenden können 

durch Massnahmen im Bereich der Anreizinstrumente nicht erreicht werden. 
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Anhang  

A-1 Anreizinstrumente im Kanton Zürich 

In der Sozialhilfe existieren drei Anreizinstrumente, welche Arbeits- und Integrationsbe-

mühungen der Sozialhilfebeziehenden finanziell honorieren und die finanziellen Mittel der 

betroffenen Unterstützungseinheiten über das sozialhilferechtliche Existenzminimum hin-

aus anheben. Tabelle 17 gibt eine Übersicht zu den berechtigten Personen sowie zur 

Bemessung im Kanton Zürich:  

Finanzielle Anreizinstrumente in der Sozialhilfe 

 Einkommensfreibeträge (EFB) Integrationszulagen für Nicht-

Erwerbstätige (IZU) 

Minimale Integrationszulagen 

(MIZ) 

Berechtigte 

Personen 

Unterstützte Personen ab 16 

Jahren, welche im ersten Ar-

beitsmarkt erwerbstätig sind 

und einen Lohn erhalten 

Unterstützte Personen ab 16 

Jahren, welche nicht erwerbstä-

tig sind und sich nachweisbar 

besonders um ihre soziale 

und/oder berufliche Integration 

sowie um diejenige von Men-

schen in ihrer Umgebung be-

mühen, beispielsweise durch 

Teilnahme an Bildungspro-

grammen oder Pflege von An-

gehörigen 

Unterstützte Personen ab 16 

Jahren, welche nicht erwerbstä-

tig sind und trotz ausgewiesener 

Bereitschaft zum Erbringen von 

Eigenleistungen aus gesund-

heitlichen Gründen oder infolge 

mangelnder Angebote nicht in 

der Lage sind, eine besondere 

Integrationsleistung zu erbrin-

gen 

Bemessung 600 CHF/Mt. bei einem 100%-

Erwerbspensum, entsprechende 

Reduktion bei Teilzeitarbeit.   

Entsprechend Umfang und 

Bedeutung der Integrationsleis-

tung 100 bis 300 CHF/Mt.  

100 CHF/Mt.  

Tabelle 17: Übersicht Anreizinstrumente im Kanton Zürich. Quelle: Sozialhilfe-Behördenhandbuch des Kan-

tons Zürich, Ausgabe August 2012.  
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A-2 Kantonsvergleich 

A-2.1 Übersicht zur Ausgestaltung der EFB 

 

Kanton Höhe EFB Berücksichtigung EFB bei 

Eintritt 

Berücksichtigung EFB bei 

Austritt 

ZH 600 nein nein 

BE 400 / 500 ja ja 

LU 500 nein ja, befristet 

UR 500 ja ja 

SZ 600 ja ja 

OW 500 nein ja 

NW 600 nein ja, befristet 

GL 400 nein ja, reduziert und befristet 

ZG 600 nein ja 

FR 400 ja ja 

SO 600 (400-600) ja ja 

BS 400 ja, reduziert ja, reduziert 

BL 400 nein nein 

SH 500 nein ja 

AR 400 nein nein 

AI 0 - - 

SG 400 nein nein 

GR 500 nein ja, befristet 

AG 0 - - 

TG 400 nein ja 

TI 0 - - 

VD 200 ja ja 

VS 500 ja ja 

NE 400 ja ja 

GE 500 ja ja 

JU 400 ja ja 

Tabelle 18: Übersicht zur Ausgestaltung der EFB in den Kantonen. Quelle: Kantonales Sozialamt Zürich.   
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A-2.2 Ausgewählte Kennzahlen  

 Sozialhilfequote Anteil Erwerbstä-

tige am Total der 

Bezüger/innen 

Anteil Vollzeit-

Erwerbstätige am 

Total der Erwerb-

stätigen 

Anteil Teilzeit-

Erwerbstätige mit 

einem Pensum 

unter 50% am 

Total der Erwerb-

stätigen 

Bezugsdauer 

laufende Fälle 

(Median) 

Bezugsdauer 

abgeschlossene 

Fälle (Median) 

Anteil Beendigun-

gen durch Auf-

nahme einer Er-

werbstätigkeit an 

Beendigungen 

total 

Anteil Beendigun-

gen durch höheres 

Einkommen an 

Beendigungen 

total 

Aargau 1.9% 24% 37% 35% 17 10 23% 6% 

Appenzell Innerrhoden 0.9% 27% 53% 6% 18 11 39% 0% 

Appenzell Ausserrhoden 1.8% 24% 31% 24% 16 8 29% 6% 

Bern  4.2% 28% 33% 34% 21 11 25% 8% 

Basel-Landschaft 2.3% 0% 29% 38% 16 9 30% 6% 

Basel-Stadt 5.9% 33% 22% 51% 26 12 32% 7% 

Fribourg / Freiburg 2.4% 25% 40% 28% 22 8 27% 9% 

Genève 4.0% 24% 36% 29% 21 9 33% 2% 

Glarus 2.0% 23% 37% 28% 19 13 31% 10% 

Graubünden  1.1% 25% 30% 44% 20 13 34% 6% 

Jura 2.2% 23% 42% 36% 11 8 26% 3% 

Luzern 2.0% 25% 26% 41% 17 10 25% 7% 

Neuchâtel 6.7% 34% 41% 30% 22 10 22% 4% 

Nidwalden 0.9% 36% 26% 48% 12 12 19% 8% 

Obwalden 1.2% 33% 34% 29% 18.5 6 24% 10% 

St. Gallen 2.1% 28% 35% 36% 19 10 28% 7% 

Schaffhausen 2.3% 22% 43% 30% 17 10 22% 7% 

Solothurn 3.2% 24% 39% 31% 18 11 27% 4% 

Schwyz 1.4% 28% 38% 33% 15 10 24% 9% 

Thurgau 1.6% 23% 41% 28% 18 11 25% 5% 

Ticino 2.0%  40% 42% 22 15 27% 2% 

Uri 1.1% 24% 48% 33% 12 7 26% 3% 

Vaud 4.9% 38% 52% 21%  10 16% 16% 

Valais  1.4% 28% 32% 30% 13 10 17% 4% 

Zug 1.6% 33% 35% 25% 18 9 25% 9% 

Zürich 3.2% 23% 30% 31% 22 10 27% 6% 

Tabelle 19: Ausgewählte Kennzahlen in den Kantonen. Quelle: Sozialhilfestatistik des BFS.  
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